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Nr. 1 Botschaft Seiner Heiligkeit Papst Frankziskus 
zur Feier des Weltfriedenstages

1. Januar 2020

Der Frieden als Weg der Hoffnung:
Dialog, Versöhnung und ökologische Umkehr

1. Der Frieden als Weg der Hoffnung angesichts der 
Hindernisse und der Prüfungen

 Der Frieden ist ein kostbares Gut, er ist Gegenstand 
unserer Hoffnung, nach dem die ganze Menschheit 
strebt. Auf den Frieden zu hoffen ist eine menschli-
che Haltung, die eine existentielle Spannung bein-
haltet, weshalb auch eine zuweilen mühsame Ge-
genwart »gelebt und angenommen werden [kann], 
wenn sie auf ein Ziel zuführt und wenn wir dieses 
Ziels gewiss sein können; wenn dies Ziel so groß ist, 
dass es die Anstrengung des Weges rechtfertigt«[1]. 
Auf diese Weise ist die Hoffnung die Tugend, die uns 
aufbrechen lässt, die uns die Flügel verleiht, um wei-
terzugehen, selbst dann, wenn die Hindernisse un-
überwindlich scheinen. Unsere menschliche Ge-
meinschaft trägt im Gedächtnis und am eigenen 
Fleisch die Zeichen der Kriege und Konflikte, die 
mit wachsender Zerstörungskraft aufeinander ge-
folgt sind und die nicht aufhören, vor allem die 
Ärmsten und die Schwächsten zu treffen. Selbst 
ganze Nationen haben Mühe, sich von den Fesseln 
der Ausbeutung und der Korruption zu befreien, 
welche Hass und Gewalt schüren. Auch heute noch 
bleiben vielen Männern und Frauen, Kindern und 
alten Menschen die Würde, die physische Unver-

sehrtheit, die Freiheit einschließlich der Religions-
freiheit, die gemeinschaftliche Solidarität und die 
Hoffnung auf Zukunft versagt. Viele unschuldige 
Opfer müssen die Qual der Demütigung und des 
Ausgeschlossenseins, der Trauer und der Ungerech-
tigkeit ertragen, wenn nicht sogar Traumata, die von 
der systematischen Feindseligkeit gegen ihr Volk 
und ihre Angehörigen herrühren. Die schrecklichen 
Prüfungen nationaler und internationaler Konflikte, 
die oftmals durch erbarmungslose Gewalt ver-
schlimmert werden, zeichnen Leib und Seele der 
Menschheit auf lange Zeit. Denn jeder Krieg ent-
puppt sich in Wirklichkeit als Brudermord, der das 
Projekt der Brüderlichkeit selbst zerstört, das der 
Berufung der Menschheitsfamilie eingeschrieben 
ist. Der Krieg beginnt, wie wir wissen, häufig mit 
einer Unduldsamkeit gegen die Verschiedenartigkeit 
des anderen, die das Verlangen nach Besitz und den 
Willen zur Vorherrschaft schürt. Sie entsteht im 
Herzen des Menschen aus Egoismus und Stolz sowie 
aus dem Hass, der dazu verleitet, zu zerstören, den 
anderen allein negativ zu sehen, ihn auszuschließen 
oder auszulöschen. Der Krieg speist sich aus einer 
Verkehrung der Beziehungen, aus hegemonialen 
Ambitionen, aus Machtmissbrauch, aus der Angst 
vor dem anderen und vor der Verschiedenartigkeit, 
die für ein Hindernis gehalten wird; und zugleich 
nährt der Krieg dies alles. Während meiner jüngsten 
Reise nach Japan hatte ich Gelegenheit, auf den of-
fenbaren Widerspruch hinzuweisen, dass »unsere 
Welt in der abartigen Dichotomie [lebt], Stabilität 
und Frieden auf der Basis einer falschen, von einer 
Logik der Angst und des Misstrauens gestützten Si-
cherheit verteidigen und sichern zu wollen. Am 
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Ende vergiftet sie die Beziehungen zwischen den 
Völkern und verhindert jeden möglichen Dialog. 
Der Frieden und die internationale Stabilität sind 
unvereinbar mit jedwedem Versuch, sie auf der 
Angst gegenseitiger Zerstörung oder auf der Bedro-
hung einer gänzlichen Auslöschung aufzubauen; sie 
sind nur möglich im Anschluss an eine globale Ethik 
der Solidarität und Zusammenarbeit im Dienst an 
einer Zukunft, die von der Interdependenz und Mit-
verantwortlichkeit innerhalb der ganzen Mensch-
heitsfamilie von heute und morgen gestaltet 
wird.«[2] Jede Bedrohung nährt das Misstrauen und 
fördert den Rückzug auf die eigene Position. Miss-
trauen und Angst erhöhen die Brüchigkeit der Be-
ziehungen und das Risiko der Gewalt; es handelt 
sich um einen Teufelskreis, der niemals zu einem 
Verhältnis des Friedens wird führen können. In die-
sem Sinne kann auch die nukleare Abschreckung 
nur eine trügerische Sicherheit schaffen. Daher dür-
fen wir uns nicht einbilden, dass wir die Stabilität in 
der Welt durch die Angst vor der Vernichtung auf-
rechterhalten können; ein solches höchst instabiles 
Gleichgewicht steht am Rande des nuklearen Ab-
grunds und ist in den Mauern der Gleichgültigkeit 
eingeschlossen, wo man sozioökonomische Ent-
scheidungen trifft, die dazu führen, dass Mensch 
und Schöpfung dramatisch herabgewürdigt werden, 
anstatt dass man einander behütet.[3] Wie also kann 
man einen Weg des Friedens und der gegenseitigen 
Anerkennung aufbauen? Wie die krankhafte Logik 
von Drohung und Angst durchbrechen? Wie die der-
zeit vorherrschende Dynamik des Misstrauens un-
terbinden? Wir müssen eine echte Brüderlichkeit 
anstreben, die auf unserem gemeinsamen Ursprung 
in Gott gründet und im Dialog und im gegenseitigen 
Vertrauen gelebt wird. Der Wunsch nach Frieden ist 
tief in das Herz des Menschen eingeschrieben, und 
wir dürfen uns mit nichts Geringerem als diesem ab-
finden.

2. Der Frieden als Weg des Zuhörens auf der Grundla-
ge der Erinnerung, der Solidarität und der Brüder-
lichkeit

 Die Hibakusha, die Überlebenden der Atombomben-
angriffe von Hiroshima und Nagasaki, zählen zu de-
nen, die das kollektive Bewusstsein lebendig erhalten. 
Sie bezeugen nämlich den nachfolgenden Generatio-
nen das schreckliche Geschehen vom August 1945 
und die unsäglichen Leiden, die bis heute daraus er-
wachsen sind. Auf diese Weise ruft ihr Zeugnis das 
Gedächtnis an die Opfer wach und bewahrt es, damit 
das menschliche Gewissen immer stärker werde ge-
genüber jedem Willen zur Vorherrschaft und zur Zer-
störung: »Deshalb dürfen wir nicht zulassen, dass die 
gegenwärtigen und künftigen Generationen die Erin-
nerung an das Geschehene verlieren; jene Erinnerung, 
die Garantie und Ansporn ist, um eine gerechtere und 
brüderlichere Welt zu erbauen.«[4] Wie sie erbringen 
viele Menschen in allen Teilen der Welt den künftigen 
Generationen den unabdingbaren Dienst des Ge-

dächtnisses. Dieses muss nicht nur deswegen bewahrt 
werden, damit die gleichen Fehler nicht wieder began-
gen werden oder die trügerischen Denkweisen der 
Vergangenheit erneut salonfähig werden, sondern 
auch deshalb, damit es als Frucht der Erfahrung für 
die gegenwärtigen und zukünftigen Friedensentschei-
dungen den Grund bilden und die Richtung vorgeben 
möge.  Darüber hinaus ist das Gedächtnis der Hori-
zont der Hoffnung: Oftmals kann im Dunkel der Krie-
ge und der Konflikte die Erinnerung auch an eine klei-
ne Geste der Solidarität, die man empfangen hat, zu 
mutigen und sogar heroischen Entscheidungen anre-
gen, sie kann neue Energien in Bewegung setzen und 
neue Hoffnung in den Einzelnen und den Gemein-
schaften entzünden. Einen Weg des Friedens zu eröff-
nen und festzulegen ist eine Herausforderung, die 
umso komplexer ist, je zahlreicher und widersprüchli-
cher die Interessen sind, die bei Beziehungen zwi-
schen Personen, Gemeinschaften und Nationen im 
Spiel sind. Es tut vor allem not, an das moralische Ge-
wissen und an den persönlichen und politischen Wil-
len zu appellieren. Den Frieden erlangt man nämlich 
in der Tiefe des menschlichen Herzens und der politi-
sche Wille muss immer wieder gestärkt werden, um 
neue Prozesse zu eröffnen, die Personen und Gemein-
schaften versöhnen und vereinen. Die Welt braucht 
keine leeren Worte, sondern glaubwürdige Zeugen, 
„Handwerker des Friedens“, die offen für den Dialog 
sind, ohne dabei jemanden auszuschließen oder zu 
manipulieren. In der Tat kann man nicht wirklich zum 
Frieden gelangen, wenn es keinen überzeugten Dialog 
von Männern und Frauen gibt, die über die verschie-
denen Ideologien und Meinungen hinaus nach der 
Wahrheit suchen. Der Frieden ist eine »immer wieder 
neu zu erfüllende Aufgabe«[5], ein Weg, den wir ge-
meinsam gehen, indem wir auf das Gemeinwohl be-
dacht sind und uns dafür einsetzen, das gegebene 
Wort zu halten und das Recht zu achten. Im gegensei-
tigen Zuhören können auch die Kenntnis und die 
Wertschätzung des anderen so sehr wachsen, dass 
man im Feind das Antlitz eines Bruders erkennt. Der 
Friedensprozess ist also eine Aufgabe, die Zeit 
braucht. Er ist eine geduldige Arbeit der Suche nach 
Wahrheit und Gerechtigkeit, die das Gedächtnis an 
die Opfer ehrt und schrittweise eine gemeinsame 
Hoffnung eröffnet, die stärker ist als die Rache. In ei-
nem Rechtsstaat kann die Demokratie ein bedeuten-
des Paradigma dieses Prozesses sein, wenn sie auf 
Gerechtigkeit und auf dem Einsatz für den Schutz der 
Rechte aller in der beständigen Suche nach Wahrheit 
gründet, insbesondere, wenn sie schwach oder ausge-
grenzt sind.[6] Es geht um den sozialen Aufbau und 
um eine wachsende Ausgestaltung, in der jeder ver-
antwortlich seinen Beitrag auf allen Ebenen der loka-
len, nationalen und weltweiten Gemeinschaft beisteu-
ert. So hob der heilige Paul VI. hervor: »Das zweifache 
Bestreben nach Erlangung der Gleichheit und Mitver-
antwortung hängt aber mit der Förderung eines de-
mokratischen Gesellschaftsstils zusammen. […] Da-
mit ist die Bedeutung jener Institution für das 
gesellschaftliche Leben genannt, durch die nicht nur 
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die Kenntnis der persönlichen Rechte weitergegeben, 
sondern auch das ins Gedächtnis zurückgerufen wird, 
was mit ihnen notwendig zusammenhängt: die Aner-
kennung der Pflichten, zu denen der eine dem ande-
ren gegenüber gehalten ist. Bewusstsein und Wahr-
nehmung der damit verbundenen Aufgabe aber 
hängen vor allem wieder von der persönlichen Ein-
stellung, von der geistigen Selbstzucht, von der Über-
nahme von Verantwortung und von der Einwilligung 
in Reglements ab, durch die sowohl für den Einzelnen 
als auch für einzelne Gruppen bestimmte Freiheits-
grenzen festgelegt werden.«[7] Im Gegenteil, der 
Bruch zwischen den Mitgliedern einer Gesellschaft, 
die Zunahme sozialer Ungleichheit und die Ableh-
nung, die Mittel für eine ganzheitliche menschliche 
Entwicklung zu gebrauchen, gefährden die Verwirkli-
chung des Gemeinwohls. Die geduldige Arbeit hinge-
gen, die auf der Kraft des Wortes und der Wahrheit 
gründet, kann in den Personen die Fähigkeit zu Mit-
leid und kreativer Solidarität wiedererwecken. In un-
serer christlichen Erfahrung haben wir stets Christus 
vor Augen, der sein Leben zu unserer Versöhnung 
hingegeben hat (vgl. Röm 5,6-11). Die Kirche nimmt 
an der Suche nach einer gerechten Ordnung auf um-
fassende Weise teil, indem sie dem Gemeinwohl dient 
und durch die Weitergabe der christlichen Werte, 
durch moralische Unterweisung und ihr soziales und 
erzieherisches Wirken die Hoffnung auf Frieden 
nährt.

3. Der Frieden als Weg der Versöhnung in geschwister-
licher Gemeinschaft

 Die Bibel ruft – besonders durch das Wort der Prophe-
ten – die Gewissen und die Völker zum Bund Gottes 
mit den Menschen. Es geht darum, den Wunsch aufzu-
geben, über die anderen zu herrschen, und zu lernen, 
einander als Menschen, als Kinder Gottes, als Brüder 
und Schwestern anzusehen. Der andere darf niemals 
auf das reduziert werden, was er sagen oder machen 
konnte, sondern muss im Hinblick auf die Verheißung, 
die er in sich trägt, geachtet werden. Nur wenn der 
Weg der Achtung gewählt wird, kann man die Spirale 
der Rache aufbrechen und den Weg der Hoffnung be-
schreiten. Hier leitet uns der Abschnitt aus dem Evan-
gelium, der das folgende Gespräch zwischen Petrus 
und Jesus wiedergibt: » „Herr, wie oft muss ich mei-
nem Bruder vergeben, wenn er gegen mich sündigt? 
Bis zu siebenmal?“ Jesus sagte zu ihm: „Ich sage dir 
nicht: Bis zu siebenmal, sondern bis zu siebzigmal sie-
benmal“ « (Mt 18,21-22). Dieser Weg der Versöhnung 
ruft uns auf, tief in unserem Herzen die Kraft zur Ver-
gebung zu finden sowie die Fähigkeit, uns als Brüder 
und Schwestern zu erkennen. Wenn wir in der Verge-
bung zu leben lernen, dann wächst unsere Fähigkeit, 
Frauen und Männer des Friedens zu werden. Was für 
den Frieden im sozialen Bereich zutrifft, das stimmt 
auch im politischen und wirtschaftlichen Bereich, weil 
die Frage des Friedens alle Dimensionen des gemein-
schaftlichen Lebens durchdringt: Es wird nie einen 
wahren Frieden geben, wenn wir nicht in der Lage 

sind, ein gerechteres Wirtschaftssystem aufzubauen. 
So schrieb vor zehn Jahren Benedikt XVI. in der En-
zyklika Caritas in veritate: »Die Überwindung der 
Unterentwicklung erfordert ein Eingreifen nicht nur 
zur Verbesserung der auf Gütertausch beruhenden 
Transaktionen, nicht nur im Bereich der Leistungen 
der öffentlichen Hilfseinrichtungen, sondern vor al-
lem eine fortschreitende Offenheit auf weltweiter 
Ebene für wirtschaftliche Tätigkeiten, die sich durch 
einen Anteil von Unentgeltlichkeit und Gemeinschaft 
auszeichnen« (Nr. 39). 

4. Der Frieden als Weg der ökologischen Umkehr

 »Wenn ein falsches Verständnis unserer eigenen 
Grundsätze uns auch manchmal dazu geführt hat, die 
schlechte Behandlung der Natur oder die despotische 
Herrschaft des Menschen über die Schöpfung oder 
die Kriege, die Ungerechtigkeit und die Gewalt zu 
rechtfertigen, können wir Glaubenden erkennen, 
dass wir auf diese Weise dem Schatz an Weisheit, den 
wir hätten hüten müssen, untreu gewesen sind.«[8] 
Angesichts der Folgen unserer Feindseligkeit den an-
deren gegenüber und der Auswirkungen der fehlen-
den Achtung für das gemeinsame Haus und der miss-
bräuchlichen Ausbeutung der natürlichen Ressourcen 
– einzig als Mittel für schnellen Profit heute gesehen, 
ohne auf die Gemeinschaften vor Ort, das Gemein-
wohl und die Natur zu achten – brauchen wir eine 
ökologische Umkehr. Die kürzlich stattgefundene 
Amazonien-Synode drängt uns, wieder neu zu einer 
friedlichen Beziehung zwischen den Gemeinschaften 
und der Erde, zwischen der Gegenwart und dem Ge-
dächtnis, zwischen Erfahrungen und Hoffnungen 
aufzurufen. Dieser Weg der Versöhnung bedeutet 
auch, die Welt zu hören und zu betrachten, die uns 
von Gott geschenkt wurde, damit wir sie zu unserem 
gemeinsamen Haus machen. Die natürlichen Res-
sourcen, die vielen Formen des Lebens und die Erde 
selbst wurden uns nämlich anvertraut, damit sie un-
ter verantwortlicher und tätiger Mitwirkung eines 
jeden auch für die künftigen Generationen „bearbei-
tet und gehütet“ würden (vgl. Gen 2,15). Ferner brau-
chen wir einen Wandel der Überzeugungen und des 
Blicks, der uns offener macht für die Begegnung mit 
dem anderen und für die Annahme des Geschenks 
der Schöpfung, die die Schönheit und Weisheit ihres 
Schöpfers widerspiegelt. Daraus entspringen insbe-
sondere solide Beweggründe und eine neue Art und 
Weise, wie wir das gemeinsame Haus bewohnen und 
in unserer Verschiedenheit füreinander da sein sol-
len, wie wir das empfangene und gemeinsame Leben 
führen und achten sollen, wie wir uns um die Voraus-
setzungen und Modelle einer Gesellschaft, welche die 
Blüte und den Verbleib des Lebens in der Zukunft si-
chern, kümmern sollen und wie wir das Gemeinwohl 
der ganzen Menschheitsfamilie fördern sollen. Die 
ökologische Umkehr, zu der wir aufrufen, führt uns 
also zu einem neuen Blick auf das Leben. Dabei be-
trachten wir die Freigebigkeit des Schöpfers, der uns 
die Erde geschenkt hat und zur frohen Genügsamkeit 
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des Teilens mahnt. Eine solche Umkehr ist ganzheit-
lich zu verstehen, als eine Veränderung unserer Be-
ziehungen zu unseren Schwestern und Brüdern, zu 
den anderen Lebewesen, zur Schöpfung in ihrer so 
reichen Vielfalt und zum Schöpfer, dem Urgrund al-
len Lebens. Für Christen heißt dies, dass sie verlangt, 
»alles, was ihnen aus ihrer Begegnung mit Jesus 
Christus erwachsen ist, in ihren Beziehungen zu der 
Welt, die sie umgibt, zur Blüte zu bringen«[9].

5. Man erlangt so viel, wie man erhofft[10]

 Der Weg der Versöhnung erfordert Geduld und Ver-
trauen. Man erhält keinen Frieden, wenn man ihn 
nicht erhofft. Es geht vor allem darum, an die Möglich-
keit des Friedens zu glauben, zu glauben, dass der an-
dere ebenso wie wir Frieden braucht. Darin kann uns 
die Liebe Gottes zu einem jeden von uns inspirieren, 
die eine befreiende, uneingeschränkte, unentgeltliche 
und unermüdliche Liebe ist. Die Angst ist oft Quelle 
von Konflikten. Es ist daher wichtig, dass wir unsere 
menschliche Furcht überwinden und uns zugleich vor 
dem als bedürftige Kinder erkennen, der uns wie der 
Vater des verlorenen Sohns liebt und erwartet (vgl. Lk 
15,11-24). Die Kultur der Begegnung zwischen Brü-
dern und Schwestern bricht mit der Kultur der Bedro-
hung. Sie macht aus jeder Begegnung eine Möglichkeit 
und eine Gabe der freigebigen Liebe Gottes. Sie leitet 
uns, die Grenzen unserer engen Horizonte zu über-
schreiten, um immer bestrebt zu sein, die Brüderlich-
keit aller Menschen als Söhne und Töchter des einen 
himmlischen Vaters zu leben. Für die Jünger Christi 
wird dieser Weg auch vom Sakrament der Versöhnung 
getragen, das der Herr zur Vergebung der Sünden der 
Getauften geschenkt hat. Dieses Sakrament der Kir-
che, das die Menschen und Gemeinschaften erneuert, 
ruft dazu auf, den Blick auf Jesus gerichtet zu halten, 
der »alles im Himmel und auf Erden« versöhnt hat und 
»der Frieden gestiftet hat am Kreuz durch sein Blut« 
(Kol 1,20). Dieses Sakrament verlangt zudem, jede 
Gewalt in Gedanken, Worten und Werken sowohl ge-
gen den Nächsten als auch gegen die Schöpfung abzu-
legen. Die Gnade Gottes des Vaters wird als bedin-
gungslose Liebe geschenkt. Wenn wir in Christus seine 
Vergebung empfangen haben, können wir uns auf den 
Weg machen, um diese Vergebung den Männern und 
Frauen unserer Zeit anzubieten. Tag für Tag gibt uns 
der Heilige Geist Haltungen und Worte ein, damit wir 
zu „Handwerkern“ der Gerechtigkeit und des Friedens 
werden. Möge der Gott des Friedens uns segnen und 
uns zu Hilfe kommen. Möge Maria, die Mutter des 
Friedensfürsten und die Mutter aller Völker der Erde, 
uns Schritt für Schritt auf dem Weg der Versöhnung 
begleiten und unterstützen. Möge jeder Mensch in die-
ser Welt ein friedliches Dasein finden und die Verhei-
ßung von Liebe und Leben, die er in sich trägt, voll-
kommen entfalten.

Aus dem Vatikan, am 8. Dezember 2019

Franziskus
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Nr. 2 Botschaft von Papst Franziskus zum 28.
 Welttag der Kranken 

11. Februar 2020

»Kommt alle zu mir, die ihr mühselig und beladen 
seid! Ich will euch erquicken« (Mt 11,28).

Liebe Brüder und Schwestern,

1. Die Worte Jesu »Kommt alle zu mir, die ihr mühselig 
und beladen seid! Ich will euch erquicken« (Mt 11,28) 
zeigen den geheimnisvollen Weg der Gnade, der sich 
den Einfachen offenbart und den Erschöpften und Mü-
den Erquickung schenkt. Diese Worte drücken die Soli-
darität des Menschensohnes Jesus Christus gegenüber 
einer bedrängten und leidenden Menschheit aus. Wie 
viele Menschen tragen ein körperliches oder ein geisti-
ges Leid! Jesus ruft alle, zu ihm zu gehen – »kommt zu 
mir« –, und er verspricht ihnen Erleichterung und Erqui-
ckung. »Als Jesus das sagt, hat er die Menschen vor Au-
gen, denen er jeden Tag auf den Straßen Galiläas begeg-
net: viele einfache Leute, Arme, Kranke, Sünder, 
Ausgegrenzte… Diese Leute sind ihm immer nachgelau-
fen, um sein Wort zu hören – ein Wort, das Hoffnung 
schenkte!« (Angelus, 6. Juli 2014). Diese Einladung Jesu 
ergeht am XXVIII. Welttag der Kranken an die Men-
schen, die erkrankt und bedrückt sind, an die Armen, 
die wissen, dass sie ganz von Gott abhängig sind, und 
die, von der Last der Prüfung verletzt, Heilung brau-
chen. Jesus Christus erlegt denen, die aufgrund ihrer 
Situation der Zerbrechlichkeit, des Schmerzes und der 
Schwäche in Angst leben, keine Gesetze auf, sondern 
schenkt ihnen seine Barmherzigkeit, d.h. seinen persön-
lichen Beistand. Jesus schaut auf die verwundete 
Menschheit. Er hat Augen, die sehen und wahrnehmen, 
weil sie in die Tiefe schauen; sein Blick ist nicht gleich-
gültig, sondern ruht auf dem ganzen Menschen und 
nimmt ihn an, jeden Menschen in seinem Gesundheits-
zustand, niemand wird abgewiesen, jeder ist eingeladen, 
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in sein Leben einzutreten, um Zärtlichkeit zu erfahren.
2. Warum hegt Jesus Christus diese Gefühle? Weil er 
selbst den Weg der Schwachheit gewählt und menschli-
ches Leid erfahren hat und auch selbst vom Vater Stär-
kung erfuhr. Tatsächlich werden nur diejenigen, die die-
se Erfahrung selbst durchmachen, wissen, wie man den 
anderen Trost spendet. Es gibt verschiedene schwere 
Formen des Leids: unheilbare und chronische Krank-
heiten, psychische Erkrankungen und solche die eine 
Rehabilitation oder eine Palliativbehandlung nötig ma-
chen, verschiedene Behinderungen, die Krankheiten 
der Kindheit und des Alters ... In solchen Situationen ist 
manchmal ein Mangel an Menschlichkeit festzustellen 
und daher ist es für eine ganzheitliche Heilung des Men-
schen notwendig, einen personalen Zugang zum Kran-
ken zu finden, indem die medizinische Versorgung um 
eine persönliche Fürsorge ergänzt wird. Im Krankheits-
fall fühlt sich der Mensch nicht nur in seiner körperli-
chen Unversehrtheit gefährdet, sondern auch auf der 
Ebene seiner Beziehungen, in seiner intellektuellen, af-
fektiven und spirituellen Dimension. Daher erwartet er 
eine über die Therapien hinausgehende Unterstützung, 
Fürsorge, Aufmerksamkeit ... kurz gesagt, Liebe. Au-
ßerdem hat der Kranke auch eine Familie, die leidet und 
ebenfalls Beistand und Nähe braucht. 

3. Liebe kranke Brüder und Schwestern, die Krankheit 
lässt euch in besonderer Weise zu diesen „Mühseligen 
und Beladenen“ gehören, die den Blick und das Herz 
Jesu anziehen. Von dort kommt Licht in eure Momente 
der Dunkelheit und Hoffnung in eure Verzagtheit. Er 
lädt euch ein, zu ihm zu gehen: „Kommt“. In ihm wer-
det ihr die Kraft finden, die Ängste und Fragen zu be-
wältigen, die in dieser „Nacht“ für Körper und Geist in 
euch auftauchen. Ja, Christus hat uns keine Rezepte 
gegeben, aber mit seinem Leiden, seinem Tod und sei-
ner Auferstehung befreit er uns von der Übermacht al-
ler Übel. In dieser Situation braucht ihr gewiss einen 
Platz, um Ruhe zu finden. Die Kirche will immer mehr 
und immer besser das „Gasthaus“ des barmherzigen 
Samariters sein, der Christus ist (vgl. Lk 10,34), d.h. das 
Haus, in dem ihr seine Gnade findet, die in einer famili-
ären, gastfreundlichen und entspannten Atmosphäre 
erfahrbar wird. In diesem Haus könnt ihr Menschen be-
gegnen, die, durch Gottes Barmherzigkeit von ihrer Ge-
brechlichkeit geheilt, euch helfen können, das Kreuz zu 
tragen, indem sie ihre eigenen Wunden zu Luken ma-
chen, durch die ihr über den Horizont der Krankheit 
hinausblicken könnt und durch die ihr Licht und Luft 
für euer Leben empfangt. Zu diesem aufbauenden Wir-
ken für unsere kranken Brüder und Schwestern gehört 
auch der Dienst der Mitarbeiter im Gesundheitswesen, 
von Ärzten, Krankenschwestern und Pflegern, Gesund-
heits- und Verwaltungspersonal, Hilfskräften und Frei-
willigen, die kompetent handeln, um die Gegenwart 
Christi spürbar zu machen, der Trost spendet und sich 
der Kranken annimmt, indem er ihre Wunden versorgt. 
Aber auch sie sind Männer und Frauen mit ihren Schwä-
chen und Krankheiten. Für sie gilt in besonderer Weise, 
dass wir, wenn »wir einmal die Ruhe und den Trost 
Christi empfangen haben«, unsererseits berufen sind, 

»in der Nachfolge des Meisters mit gütigen und demüti-
gen Haltungen zu Ruhe und Trost für die Brüder und 
Schwestern zu werden« (Angelus, 6. Juli 2014).

4. Liebe Brüder und Schwestern, die ihr im Gesund-
heitswesen tätig seid, jede diagnostische, präventive, 
therapeutische Maßnahme, jede Tätigkeit in Forschung, 
Pflege und Rehabilitation ist auf die kranke Person be-
zogen, wobei das Substantiv „Person“ immer Vorrang 
hat vor dem Adjektiv „krank“. Deshalb soll euer Han-
deln immer auf die Würde und das Leben der Person 
ausgerichtet sein, ohne Zugeständnisse an wie auch im-
mer geartete Formen der Euthanasie, des assistierten 
Selbstmordes oder der Beendigung des Lebens, selbst 
wenn keine Aussicht auf Heilung der Krankheit besteht. 
Bezüglich der Erfahrung der Grenzen und des mögli-
chen Scheiterns selbst der medizinischen Wissenschaft 
angesichts immer problematischer werdender klinischer 
Fälle und infauster Diagnosen seid ihr aufgerufen, euch 
der transzendenten Dimension zu öffnen, die euch die 
volle Bedeutung eures Berufs erschließen kann. Den-
ken wir daran, dass das Leben heilig ist und Gott gehört 
und daher unantastbar und unverfügbar ist (vgl. Inst-
ruktion Donum vitae, 5; Enzyklika Evangelium vitae, 
29-53). Das Leben muss von seinem Geborenwerden bis 
zu seinem Sterben angenommen, geschützt, geachtet 
und unterstützt werden: das verlangen sowohl die Ver-
nunft als auch der Glaube an Gott, den Urheber des Le-
bens. In bestimmten Fällen ist für euch eine Weigerung 
aus Gewissensgründen notwendig, um bei diesem „Ja“ 
zum Leben und zum Menschen zu bleiben. Auf jeden 
Fall wird eure von christlicher Nächstenliebe beseelte 
Professionalität dem wahren Menschenrecht, dem 
Recht auf Leben, am meisten dienlich sein. Wenn ihr 
nicht heilen könnt, könnt ihr die Kranken dennoch im-
mer mit Gesten und Verfahren Fürsorge leisten, die ih-
nen Erquickung und Linderung bringen. Leider geraten 
im Zusammenhang von Krieg und gewaltsamen Kon-
flikten sowohl das Gesundheitspersonal als auch die 
Strukturen, die mit der Betreuung und Versorgung von 
Kranken befasst sind, immer wieder ins Visier. Manch-
erorts maßt sich die Politik sogar an, die medizinische 
Versorgung zu ihren eigenen Gunsten zu manipulieren 
und so die rechtmäßige Eigenständigkeit des Gesund-
heitswesens einzuschränken. In Wirklichkeit nützt ein 
Angriff auf diejenigen, die sich dem Dienst an den lei-
denden Mitgliedern der Gesellschaft widmen, nieman-
dem.

5. An diesem XXVIII. Welttag der Kranken denke ich 
an die vielen Brüder und Schwestern auf der ganzen 
Welt, die keinen Zugang zu medizinischer Versorgung 
haben, weil sie in Armut leben. Deshalb appelliere ich 
an die Gesundheitsbehörden und Regierungen aller 
Länder der Welt, die soziale Gerechtigkeit nicht aus 
wirtschaftlichen Erwägungen zu vernachlässigen. Ich 
hoffe, dass es durch die Verbindung der beiden Prinzipi-
en der Solidarität und Subsidiarität zu einem gemeinsa-
men Engagement kommt, damit alle Zugang zu einer 
angemessenen Versorgung zum Schutz und zur Wieder-
erlangung der Gesundheit haben. Herzlich danke ich 
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den Freiwilligen, die sich in den Dienst der Kranken 
stellen, in etlichen Fällen strukturelle Mängel ausglei-
chen und mit Gesten der Zärtlichkeit und Nähe das Bild 
von Christus dem Barmherzigen Samariter widerspie-
geln. Alle Menschen, die schwer an ihrer Krankheit tra-
gen, ihre Familienangehörigen wie auch das Gesund-
heitspersonal vertraue ich der Jungfrau und 
Gottesmutter Maria, dem Heil der Kranken, an. In Lie-
be versichere euch alle meiner Nähe im Gebet und er-
teile euch von Herzen den Apostolischen Segen.

Aus dem Vatikan, am 3. Januar 2020, 
dem Gedenktag des Heiligsten Namens Jesu

Franziskus

© Copyright - Libreria Editrice Vaticana

Nr. 3 Ordnung für den Umgang mit sexuellem Miss-
brauch Minderjähriger und schutz- oder hilfe-
bedürftiger Erwachsener durch Kleriker und 
sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst

A. Einführung

Präambel

In ihrer Verantwortung für den Schutz der Würde und 
Integrität Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürf-
tiger Erwachsener haben sich die deutschen Bischöfe 
auf die folgende Ordnung verständigt. Sie entwickeln 
damit die Leitlinien von 2002, 2010 und 2013 fort und 
berücksichtigen die Vorgaben, die die Kongregation für 
die Glaubenslehre in ihrem Rundschreiben an die Bi-
schofskonferenzen vom 3. Mai 2011 gemacht hat.1

Diese Ordnung gewährleistet ein einheitliches und 
rechtssicheres Vorgehen im Bereich der Deutschen Bi-
schofskonferenz. 
Das Leid der von sexuellem Missbrauch Betroffenen 
wird anerkannt. Betroffene haben Anspruch auf beson-
dere Aufmerksamkeit und Hilfe. 
Sie müssen vor weiterer sexueller Gewalt geschützt 
werden. Betroffene und ihre Angehörigen sowie Nahe-
stehende und Hinterbliebene sind bei der Aufarbeitung 
von Missbrauchserfahrungen zu unterstützen und zu 
begleiten. Sexueller Missbrauch, vor allem an Minder-
jährigen sowie an schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen, ist ein Verbrechen.2

1 Die Kongregation für die Glaubenslehre hat am 05. April 2013 mitge-
teilt, dass Papst Franziskus der Kongregation aufgetragen hat, den von 
Benedikt XVI. eingeschlagenen Kurs weiterzuverfolgen und im Hinblick 
auf die Fälle von sexuellem Missbrauch entschlossen vorzugehen; das 
heißt vor allem die Maßnahmen zum Schutz der Minderjährigen, die Hilfe 
für die, die in der Vergangenheit Opfer derartiger Übergriffe geworden 
sind, das angemessene Vorgehen gegen die Schuldigen und den Beitrag der 
Bischofskonferenzen hinsichtlich der Formulierung und Umsetzung der 
nötigen Weisungen in diesem für das Zeugnis und die Glaubwürdigkeit der 
Kirche so wichtigen Bereich voranzubringen.
2 „Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen“, Kardinal Reinhard Marx, 
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz, Statement zur Vorstellung 
der Studie „Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische 
Priester, Diakone und männliche Ordensangehörige im Bereich der Deut-
schen Bischofskonferenz“ am 25. September 2018 in Fulda.

Gerade wenn Beschäftigte im kirchlichen Dienst solche 
Taten begehen3, erschüttert dies nicht selten bei den Be-
troffenen und ihren Angehörigen sowie Nahestehenden 
und Hinterbliebenen das Grundvertrauen in die Men-
schen und in Gott. Darüber hinaus besteht die Gefahr 
schwerer psychischer Schädigungen. Es ist die Pflicht 
der Täter4, sich ihrer Verantwortung und den Konse-
quenzen ihrer Tat zu stellen.5

Grundsätzliches

1. Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser Ord-
nung sind insbesondere
- Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,
- Ordensangehörige,
- Kirchenbeamte,
- Arbeitnehmer,
- zu ihrer Berufsausbildung tätige Personen,
- nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder 

dem Jugendfreiwilligendienstgesetz oder in ver-
gleichbaren Diensten tätige Personen sowie Prakti-
kanten,

- Leiharbeitnehmer und sonstige bei Drittunterneh-
men angestellte Arbeitnehmer.

 Für Bischöfe und Kardinäle sowie für andere Kleri-
ker, die vorübergehend eine Diözese leiten oder 
geleitet haben, gelten für während der Amtszeit 
begangene Taten besondere Bestimmungen sowohl 
hinsichtlich des Umgangs mit Verdachtsfällen auf 
sexuellen Missbrauch als auch hinsichtlich Hand-
lungen und Unterlassungen, die darauf gerichtet 
sind, die staatlichen oder kirchenrechtlichen Un-
tersuchungen verwaltungsmäßiger oder strafrecht-
licher Natur gegenüber einem Kleriker oder einer 
Ordensperson bezüglich Vergehen des sexuellen 
Missbrauchs zu beeinflussen oder zu umgehen.6

 Für Arbeitnehmer im kirchlichen Dienst entfaltet 
diese Ordnung, soweit sie das Arbeitsverhältnis 
berührt, nur dann rechtliche Wirkung, wenn sie 
von den zuständigen arbeitsrechtlichen Kommissi-
onen im Sinne des Artikel 7 Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Ar-
beitsverhältnisse beschlossen worden ist.

 Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöfli-
chen Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sollen von 
der (Erz-)Diözese und vom Verband der Diözesen 
Deutschlands nur dann als förderungswürdig an-

3 Vgl. Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz bei ihrer Frühjahrs-Voll-
versammlung in Freiburg vom 22. bis 25. Februar 2010 anlässlich der Aufde-
ckung von Fällen sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen im kirchlichen 
Bereich. 
4 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in ge-
schlechtsspezifischen Personenbezeichnungen differenziert. Die gewählte 
Form schließt alle Geschlechter ein.
5 Vgl. Papst Benedikt XVI., Hirtenbrief des Heiligen Vaters an die Katholiken 
in Irland vom 19. März 2010, n.7: „Ihr [die Ihr Kinder missbraucht habt] habt 
das Vertrauen, das von unschuldigen jungen Menschen und ihren Familien in 
Euch gesetzt wurde, verraten und Ihr müsst Euch vor dem allmächtigen Gott 
und vor den zuständigen Gerichten dafür verantworten. … Ich mahne Euch, 
Euer Gewissen zu erforschen, Verantwortung für die begangenen Sünden zu 
übernehmen und demütig Euer Bedauern auszudrücken. … Gottes Gerechtig-
keit ruft uns dazu auf, Rechenschaft über unsere Taten abzulegen und nichts 
zu verheimlichen. Erkennt Eure Schuld öffentlich an, unterwerft Euch der 
Rechtsprechung, aber verzweifelt nicht an der Barmherzigkeit Gottes.“
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 erkannt werden, wenn sie entweder diese Ord-
nung verbindlich in ihr Statut übernommen ha-
ben oder wenn sie gleichwertige eigene Regelun-
gen für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
erlassen haben. Die Änderung des Statuts bzw. 
die Vorlage von gleichwertigen eigenen Rege-
lungen hat bis spätestens zum 30.06.2021 zu er-
folgen. Die Gleichwertigkeit wird durch die 
Deutsche Bischofskonferenz festgestellt. 

2. Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen 
sowohl des kirchlichen wie auch des staatlichen 
Rechts. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne 
dieser Ordnung umfasst sowohl strafbare als auch 
nicht strafbare sexualbezogene Handlungen und 
Grenzverletzungen.

Die Ordnung bezieht sich somit

a) auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Be-
sonderen Teils des Strafgesetzbuches (StGB) so-
wie weitere sexualbezogene Straftaten,

b) auf Handlungen nach can. 1395 § 2 CIC in Ver-
bindung mit Art. 6 § 1 SST7, nach can. 1387 CIC 
in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch 
nach Art 4 § 1 n. 1 SST in Verbindung mit can. 
1378 § 1 CIC, soweit sie an Minderjährigen oder 
an Personen, deren Vernunftgebrauch habituell 
eingeschränkt ist, begangen werden,

c) auf Handlungen nach Art. 1 § 1 a) VELM, 

d) unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalls auf Handlungen unterhalb der 
Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen oder 
erzieherischen sowie im betreuenden, beraten-
den oder pflegenden Umgang mit Minderjähri-
gen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen eine sexualbezogene Grenzverletzung oder 
einen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen.

 Sie betrifft alle Verhaltens- und Umgangsweisen (in-
nerhalb oder außerhalb des kirchlichen Dienstes) mit 
sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, die mit 
vermeintlicher Einwilligung, ohne Einwilligung oder 
gegen deren ausdrücklichen Willen erfolgen. 

 Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, 
Durchführung und Geheimhaltung sexualisierter Ge-
walt.

 Alle Verantwortlichen haben beim Umgang mit Fällen 
sexuellen Missbrauchs im Sinne dieser Ordnung so-
wohl die kirchlichen als auch die staatlichen Rechtsvor-
schriften zu beachten. Dabei können sich unterschied-
liche Betrachtungsweisen und Bewertungen ergeben 

6 Vgl. hierzu Papst Franziskus, Motu Proprio Vos estis lux mundi [VELM] 
vom 07. Mai 2019, Art. 1 § 1 b) und Art. 6 sowie Papst Franziskus,  Motu 
Proprio Come una madre amorevole vom 04. Juni 2016.
7 Papst Johannes Paul II., Motu Proprio Sacramentorum sanctitatis tutela 
[SST] vom 30. April 2001. Der in diesem Schreiben angekündigte normative 
Teil liegt in seiner geltenden Form als Normae de gravioribus delictis vom 21. 
Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert unter Nennung des entsprechen-
den Artikels und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: SST.]

 (zum Beispiel bzgl. des Kreises der betroffenen Perso-
nen, des Alters des Betroffenen, der Verjährungsfrist).

 Maßgeblich für das kirchliche Vorgehen sind die zum 
Zeitpunkt des Untersuchungsbeginns geltenden Ver-
fahrensregeln, unabhängig davon, wie lange der sexu-
elle Missbrauch zurückliegt.

3. Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne die-
ser Ordnung sind Schutzbefohlene im Sinne des § 225 
Abs. 1 StGB8. Diesen Personen gegenüber tragen Be-
schäftigte im kirchlichen Dienst eine besondere Ver-
antwortung, entweder weil sie ihrer Fürsorge und Ob-
hut anvertraut sind oder weil bei ihnen allein aufgrund 
ihrer Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine besondere 
Gefährdung im Sinne dieser Ordnung besteht.

 Weiterhin sind darunter Personen zu verstehen, die ei-
nem besonderen Macht- und/oder Abhängigkeitsver-
hältnis unterworfen sind. Ein solches besonderes 
Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis kann auch 
im seelsorglichen Kontext gegeben sein oder entstehen.

B.  Zuständigkeiten

Ansprechpersonen und Einrichtung eines Beraterstabs
4. Der Diözesanbischof beauftragt fachlich qualifizierte 

und persönlich geeignete Personen als Ansprechperso-
nen für Verdachtsfälle sexuellen Missbrauchs an Min-
derjährigen sowie an schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen durch Beschäftigte im kirchlichen Dienst. 

 Die Beauftragung erfolgt für maximal drei Jahre und 
kann wiederholt werden.

 Es sollen mindestens zwei Personen, sowohl eine Frau 
als auch ein Mann benannt werden.

 Darüber hinaus soll mindestens eine nichtkirchliche 
Fachberatungsstelle als unabhängige Anlaufstelle be-
nannt werden.

5. Die beauftragten Ansprechpersonen sind von Wei-
sungen unabhängig. Sie dürfen nicht in einem wei-
sungsgebundenen Beschäftigungsverhältnis zum 
Diözesanbischof stehen.

6. Name, Kontaktdaten und Beruf der beauftragten 
Ansprechpersonen sowie die unabhängigen exter-
nen Anlaufstellen werden auf geeignete Weise be-
kannt gemacht, mindestens im Amtsblatt und auf 
der Internetseite der (Erz-)Diözese.

7. Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in Fragen 
des Umgangs mit sexuellem Missbrauch Minderjäh-
riger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener 
einen ständigen Beraterstab ein.

 Diesem gehören an: die beauftragten Ansprechper-
sonen, der diözesane Präventionsbeauftragte und 
Personen mit psychiatrisch-psychotherapeutischem, 
pastoralem, juristischem9 sowie kirchenrechtlichem

8 Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit 
oder Krankheit wehrlose Person, die 1. seiner Fürsorge oder Obhut unter-
steht, 2. seinem Hausstand angehört, 3. von dem Fürsorgepflichtigen sei-
ner Gewalt überlassen worden oder 4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, (…). [§ 225 Abs. 1 StGB]
9 Für den Fall, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst betroffen ist, ist arbeitsrechtlicher Sachverstand zu gewährleisten.
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  Sachverstand und fundierter fachlicher Erfahrung 
und Kompetenz in der Arbeit mit Betroffenen sexu-
ellen Missbrauchs.

 Dem Beraterstab sollen auch von sexuellem Miss-
brauch Betroffene angehören. Ihm können auch Per-
sonen angehören, die im kirchlichen Dienst beschäf-
tigt sind.

 Darüber hinaus ist eine externe Fachberatung hin-
zuzuziehen.

 Im Einzelfall können weitere fachlich geeignete Per-
sonen hinzugezogen werden. 

8. Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam ei-
nen interdiözesanen Beraterstab einrichten.

9. Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt un-
berührt.

Entgegennahme von Hinweisen und Information des 
Ordinarius
10. Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen Hin-

weise auf sexuellen Missbrauch an Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 
Sinne dieser Ordnung entgegen.

11. Alle Beschäftigten im kirchlichen Dienst haben un-
verzüglich die zuständige Person der Leitungsebene 
der Institution, bei der sie beschäftigt sind, oder die 
beauftragten Ansprechpersonen über einen Ver-
dacht auf Handlungen im Sinne der Nr. 2 dieser Ord-
nung, der ihnen im dienstlichen Kontext zur Kennt-
nis gelangt ist, zu informieren.

 Dasselbe gilt, wenn sie über die Einleitung oder das 
Ergebnis eines laufenden Ermittlungsverfahrens 
oder über eine erfolgte Verurteilung im dienstlichen 
Kontext Kenntnis erlangen.

 Wurde die Person der Leitungsebene informiert, 
gibt diese die Information unverzüglich an die be-
auftragte Ansprechperson weiter.

 Wenn Gefahr für Leib und Leben droht oder wenn 
weitere Betroffene tangiert sein könnten, besteht im 
Rahmen von seelsorglichen Gesprächen unter Wah-
rung der Bestimmungen über das Beichtgeheimnis 
(vgl. cann. 983 und 984 CIC10) die Pflicht zur Wei-
terleitung an die zuständige Person der Leitungsebe-
ne oder eine der beauftragten Ansprechpersonen. 
Hierbei sind die Bestimmungen des § 203 StGB zu 
beachten. Etwaige staatliche oder kirchliche Ver-
schwiegenheitspflichten oder Mitteilungspflichten 
gegenüber kirchlichen oder staatlichen Stellen (z.B. 
(Landes-)Jugendamt, Schulaufsicht) sowie gegen-
über Dienstvorgesetzten bleiben hiervon unberührt. 

12. Anonyme Hinweise oder Gerüchte sind dann zu be-
achten, wenn sie tatsächliche Anhaltspunkte für Er-
mittlungen enthalten.

13. Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte Person be-
schäftigt ist, wird unabhängig von den Plausibilitäts-
abwägungen von den beauftragten Ansprechpersonen 

bzw. von der zuständigen Person der Leitungsebene 
unverzüglich über den Verdacht auf Handlungen im 
Sinne der Nr. 2 dieser Ordnung bzw. über die Einlei-
tung oder das Ergebnis eines laufenden Ermittlungs-
verfahrens oder über eine erfolgte Verurteilung infor-
miert.

 Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte Person be-
schäftigt ist, hat dafür Sorge zu tragen, dass andere 
sowohl über den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs 
im Sinne dieser Ordnung als auch über die Einleitung 
oder das Ergebnis eines laufenden Ermittlungsverfah-
rens oder über eine erfolgte Verurteilung informiert 
werden, die für den Beschuldigten eine besondere Ver-
antwortung tragen. Insbesondere ist bei Klerikern, die 
einer anderen Diözese oder einem anderen Inkardina-
tionsverband angehören, der Inkardinationsordinari-
us, bei Ordensangehörigen der zuständige Höhere Or-
densobere, bei Kirchenbeamten und Arbeitnehmern, 
die an anderer Stelle als dem Zuständigkeitsbereich 
ihres Anstellungsträgers eingesetzt sind, der Anstel-
lungsträger und bei Ehrenamtlichen diejenige kirchli-
che Stelle, die als Auftraggeber anzusehen ist, zu in-
formieren.

Weiterleitung von Hinweisen an andere kirchliche Stel-
len sowie an nichtkirchliche Stellen
14. Der dringende Verdacht auf einen sexuellen Miss-

brauch im Sinne dieser Ordnung darf nur durch den 
Ordinarius bzw. den Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers, bei dem der Beschuldigte beschäftigt 
ist, durch einen Dritten nur im Einvernehmen mit 
diesen sowie nur dann an andere kirchliche oder 
nichtkirchliche Stellen weitergegeben werden, wenn 
dies im Einzelfall zum Schutz von Minderjährigen 
und schutz-  oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
dringend geboten erscheint und der Schutz nicht auf 
andere Weise erreicht werden kann. Hiervon unbe-
rührt bleibt die Weitergabe von Hinweisen an die 
Strafverfolgungsbehörden. (Vgl. Nr. 33 ff.)

Zuständigkeiten im weiteren Verlauf
15. Für das weitere Verfahren können im Hinblick auf 

Kleriker zuständig sein: der Ortsordinarius des 
Wohnsitzes des Beschuldigten (vgl. can. 1408 CIC) 
oder der Ortsordinarius des Ortes, an dem die Straf-
tat begangen worden ist (vgl. can. 1412 CIC) oder 
der Inkardinationsordinarius des Beschuldigten. 
Der erstinformierte Ordinarius trägt dafür Sorge, 
dass eine Entscheidung über die Zuständigkeit für 
das weitere Verfahren unverzüglich getroffen wird.

16. Für Ordensangehörige, die im bischöflichen Auftrag 
tätig sind, ist der Diözesanbischof zuständig, der 
diesen Auftrag erteilt hat, unbeschadet der Verant-
wortung des Höheren Ordensoberen. Soweit die Or-
densangehörigen nicht mehr im bischöflichen Auf-
trag tätig sind, unterstützt der Diözesanbischof den 
Höheren Ordensoberen.

10 Vgl. auch can. 1388 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.
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17. In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den je-
weiligen Höheren Ordensoberen. Ihnen wird drin-
gend nahegelegt, den örtlich betroffenen Diözesan-
bischof über tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an Minderjäh-
rigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachse-
nen in ihrem Verantwortungsbereich sowie über die 
eingeleiteten Schritte zu informieren (vgl. Nr. 33).

18. Bei Kirchenbeamten und Arbeitnehmern liegt die 
Zuständigkeit beim dienstrechtlich zuständigen 
Vorgesetzten, bei Ehrenamtlichen beim Auftragge-
ber.

19. Bei verstorbenen Beschuldigten bzw. Tätern ist der 
jeweils letzte Dienstgeber bzw. Auftraggeber zu-
ständig. Falls dieser nicht mehr existiert, ist dessen 
Rechtsnachfolger oder der Diözesanbischof der Be-
legenheitsdiözese zuständig.

C. Vorgehen nach Kenntnisnahme eines Hinweises

20. Nach Kenntnisnahme eines Hinweises erfolgt eine 
erste Bewertung auf Plausibilität durch die beauf-
tragten Ansprechpersonen. Dabei sowie im Rahmen 
des weiteren Vorgehens sind die Persönlichkeits-
rechte aller Beteiligten, die besondere Schutzbe-
dürftigkeit Minderjähriger und die Erfordernisse ei-
nes etwaigen Strafverfahrens zu berücksichtigen.

 Diese Plausibilitätsprüfung kann auch im Rahmen 
des Beraterstabs erfolgen. 

Gespräch mit dem Betroffenen 
21. Wenn ein Betroffener bzw. sein gesetzlicher Vertre-

ter über einen sexuellen Missbrauch informieren 
möchte, vereinbart eine der beauftragten Ansprech-
personen ein Gespräch, in dem sie den Betroffenen 
zunächst über das mögliche weitere Verfahren, Hil-
festellungen und Unterstützungsmöglichkeiten in-
formiert. Hierzu gehört insbesondere die Möglich-
keit der Inanspruchnahme einer externen 
Fachberatungsstelle, die anonym und unabhängig 
beraten kann. Falls dies gewünscht ist, kann danach 
oder in einem weiteren Gespräch das konkrete Vor-
bringen erörtert werden. 

 Zu diesem Gespräch ist seitens der beauftragten An-
sprechperson eine weitere Person hinzuzuziehen.

 Der Betroffene bzw. sein gesetzlicher Vertreter 
kann zu dem Gespräch eine Person des Vertrauens 
hinzuziehen. Hierauf ist ausdrücklich hinzuweisen.

 Der Betroffene ist zu Beginn des Gesprächs zu in-
formieren, dass tatsächliche Anhaltspunkte nach 
den Vorschriften der Nrn. 33 und 34 in aller Regel 
den Strafverfolgungs- und anderen zuständigen Be-
hörden weiterzuleiten sind.

 Ebenso ist in geeigneter Weise auf die weiteren Ver-
fahrensschritte hinzuweisen.

22. Der Schutz aller Beteiligten vor öffentlicher Preisga-
be von Informationen, die vertraulich gegeben wer-
den, ist sicherzustellen: Dies betrifft insbesondere 
den Betroffenen, den Beschuldigten (vgl. auch Nr. 
32) und die meldende Person.

23. Das Gespräch, bei dem auch die Personalien aufzu-
nehmen sind, wird protokolliert. Das Protokoll ist 
von dem Protokollführer und dem Betroffenen bzw. 
seinem gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen. 
Eine Ausfertigung des Protokolls wird dem Betrof-
fenen ausgehändigt.

24. Der Betroffene bzw. sein gesetzlicher Vertreter wird 
zu einer eigenen Anzeige bei den Strafverfolgungs-
behörden ermutigt.

 Bei Bedarf wird die dazu notwendige Unterstützung 
in angemessener Form gewährleistet.

25. Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers wird über das Ergebnis des Gesprächs 
informiert.

Anhörung des Beschuldigten
26. Sofern die Aufklärung des Sachverhalts nicht ge-

fährdet und die Ermittlungsarbeit der Strafverfol-
gungsbehörden nicht behindert werden, hört ein 
Vertreter oder Beauftragter des Ordinarius bzw. des 
Dienstgebers unter Hinzuziehung eines Juristen – 
eventuell in Anwesenheit der beauftragten An-
sprechperson – den Beschuldigten zu den Vorwür-
fen an. Der Schutz des Betroffenen muss in jedem 
Fall sichergestellt sein, bevor das Gespräch stattfin-
det. 

 Ist der Beschuldigte ein Kleriker und liegt wenigs-
tens wahrscheinlich eine Straftat nach Nr. 2 b) oder 
c) dieser Ordnung vor, erfolgt die Anhörung nicht 
unmittelbar nach Nrn. 26 bis 32, sondern nach Maß-
gabe der Nrn. 36 bis 39.

27. Der Beschuldigte kann eine Person seines Vertrau-
ens, auf Wunsch auch einen Rechtsanwalt, hinzuzie-
hen. Hierauf ist der Beschuldigte hinzuweisen.

28. Der Beschuldigte wird über das Recht der Aussage-
verweigerung informiert (vgl. can. 1728 § 2 CIC). 
Wenn Priester beschuldigt werden, sind sie darauf 
hinzuweisen, dass sie unter allen Umständen ver-
pflichtet sind, das Beichtgeheimnis zu wahren (vgl. 
cann. 983 und 984 CIC11).

29. Auf die Verpflichtung, tatsächliche Anhaltspunkte 
nach den Vorschriften der Nr. 33 den Strafverfol-
gungs- und anderen zuständigen Behörden weiter-
zuleiten, ist hinzuweisen. Der Beschuldigte wird 
über die Möglichkeit zur Selbstanzeige bei den 
Strafverfolgungsbehörden informiert.

11 Vgl. auch  Art. 24 § 3 SST; can. 1388 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.



Stück I - 202010

30. Die Anhörung wird protokolliert. Das Protokoll 
sollte vom Protokollführer und dem Beschuldigten 
bzw. seinem gesetzlichen Vertreter unterzeichnet 
werden. Sollte ein Einvernehmen nicht hergestellt 
werden können, besteht das Recht auf eine Gegen-
darstellung. Eine Ausfertigung des Protokolls wird 
dem Beschuldigten ausgehändigt. 

31. Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen 
Rechtsträgers wird über das Ergebnis der Anhörung 
informiert.

32. Auch dem Beschuldigten gegenüber besteht die 
Pflicht zur Fürsorge. Er steht – unbeschadet erfor-
derlicher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum Er-
weis des Gegenteils unter Unschuldsvermutung.

 Ist der Beschuldigte bereits verstorben, besteht wei-
terhin die Pflicht, seine Persönlichkeitsrechte zu 
wahren.

Zusammenarbeit mit den staatlichen Strafverfolgungs- 
und anderen zuständigen Behörden
33. Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht 

einer Straftat nach dem 13. Abschnitt oder weiterer 
sexualbezogener Straftaten des Strafgesetzbuchs 
(StGB) an Minderjährigen oder schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen vorliegen, leitet ein Vertre-
ter des Ordinarius bzw. des kirchlichen Rechtsträ-
gers die Informationen an die staatliche 
Strafverfolgungsbehörde und, soweit rechtlich gebo-
ten, an andere zuständige Behörden, z. B. (Landes-)
Jugendamt, Schulaufsicht, weiter. Rechtliche Ver-
pflichtungen anderer kirchlicher Organe bleiben un-
berührt.

34. Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an 
die Strafverfolgungsbehörde entfällt nur ausnahms-
weise, wenn dies dem ausdrücklichen Willen des Be-
troffenen bzw. seinem gesetzlichen Vertreter ent-
spricht und der Verzicht auf eine Mitteilung rechtlich 
zulässig ist. In jedem Fall sind die Strafverfolgungs-
behörden einzuschalten, wenn weitere Gefährdun-
gen zu befürchten sind oder weitere mutmaßliche 
Betroffene ein Interesse an der strafrechtlichen Ver-
folgung der Taten haben könnten.

35. Die Gründe für das Absehen von einer Weiterlei-
tung gemäß Nr. 34 bedürfen einer genauen Doku-
mentation durch die das Gespräch führende An-
sprechperson. Die Dokumentation ist von dem 
Betroffenen oder seinem gesetzlichen Vertreter in 
Anwesenheit eines Mitarbeiters einer externen 
Fachberatungsstelle zu unterzeichnen.

Besonderheiten im Falle von beschuldigten Klerikern 
und Ordensangehörigen - Kirchenrechtliche Vorunter-
suchung gemäß can. 1717 § 1 CIC
36. Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine Straf-

tat eines Klerikers vorliegt, leitet der Ordinarius ge-
mäß can. 1717 § 1 CIC per Dekret eine kirchen-
rechtliche Voruntersuchung ein und benennt den 

Voruntersuchungsführer. Der Voruntersuchungs-
führer führt die Anhörung des Beschuldigten unter

 Beachtung der Nrn. 26 bis 32 durch. Besteht die Ge-
fahr, dass die Ermittlungsarbeit der Strafverfol-
gungsbehörden behindert wird, muss die kirchen-
rechtliche Voruntersuchung ausgesetzt werden.

37. Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Voruntersu-
chung fasst der Voruntersuchungsführer in einem 
Bericht an den Ordinarius zusammen. 

 Die Voruntersuchung wird mit einem Dekret abge-
schlossen.

 Die Voruntersuchungsakten sind gemäß can. 1719 
CIC zu verwahren.

38. Bestätigt die kirchenrechtliche Voruntersuchung den 
Verdacht sexuellen Missbrauchs, informiert der Ordi-
narius gemäß Art. 16 SST die Kongregation für die 
Glaubenslehre, und zwar in allen Fällen, die nach 
dem 30. April 2001 zur Anzeige gebracht worden 
sind, und insofern der Beschuldigte noch am Leben 
ist, unabhängig davon, ob die kanonische Strafklage 
durch Verjährung erloschen ist oder nicht. Diese In-
formation geschieht unter Verwendung eines Form-
blattes der Kongregation, unter Übersendung einer 
Kopie der Voruntersuchungsakten und unter Beifü-
gung eines Votums des Ordinarius sowie einer Stel-
lungnahme des Beschuldigten. Allein Sache der Kon-
gregation ist es zu entscheiden, wie weiter vorzugehen 
ist: ob sie gegebenenfalls die Verjährung aufhebt 
(Art. 7 § 1 SST), ob sie die Sache an sich zieht (vgl. 
Art. 21 § 2 n. 2 SST), ob die Entscheidung mittels ei-
nes gerichtlichen (Art. 21 § 1 SST) oder eines außer-
gerichtlichen Strafverfahrens auf dem Verwaltungs-
wege (Art. 21 § 2 n.1 SST) getroffen werden soll.

39. Wenn im Falle eines Ordensangehörigen der zustän-
dige Obere der Auffassung ist, dass gemäß can. 695 
§ 1 CIC eine Entlassung aus der Ordensgemeinschaft 
erforderlich sein kann, geht er gemäß can. 695 § 2 
CIC vor.

Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls
40. Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht 

eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vor, ent-
scheidet der Ordinarius, Höhere Ordensobere bzw. 
der Dienstgeber über das weitere Vorgehen unter 
Berücksichtigung der kirchen-, arbeits-, dienst- und 
auftragsrechtlichen Bestimmungen. Die Verpflich-
tung zur Weiterleitung der Informationen an die 
Strafverfolgungsbehörden aus Nr. 33 bleibt hiervon 
unberührt.

 Im Falle von Klerikern kann der Ordinarius gemäß 
Art. 19 SST konkrete, in can. 1722 CIC aufgeführte 
Maßnahmen verfügen (z. B. Freistellung vom Dienst; 
Fernhalten vom Dienstort bzw. Arbeitsplatz; Fern-
halten von Tätigkeiten, bei denen Minderjährige ge-
fährdet werden könnten).

 Im Falle von sonstigen Beschäftigten im kirchlichen 
Dienst kann der Dienstgeber verfügen, dass die ver-
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dächtigte Person vorübergehend vom Dienst freige-
stellt wird, bis der Sachverhalt aufgeklärt ist. Er hat 
durch geeignete und angemessene Maßnahmen si-
cherzustellen, dass sich die behauptete Handlung 
nicht wiederholen kann.

41. Soweit für den staatlichen Bereich darüber hinaus-
gehende Regelungen gelten, finden diese entspre-
chende Anwendung.

Vorgehen bei nach staatlichem Recht nicht aufgeklär-
ten Fällen
42. Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs nach 

staatlichem Recht nicht aufgeklärt wird, z. B. weil 
Verjährung eingetreten ist, jedoch tatsächliche An-
haltspunkte bestehen, die die Annahme eines sexu-
ellen Missbrauchs an Minderjährigen oder schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen rechtfertigen, 
haben sich die zuständigen kirchlichen Stellen selbst 
um Aufklärung zu bemühen. 

 Ist der Beschuldigte verstorben, besteht für die zu-
ständigen kirchlichen Stellen weiterhin die Pflicht 
zur Aufarbeitung.

 Die Nrn. 40 und 45 gelten entsprechend bei Kleri-
kern bis zu einer Entscheidung der Kongregation für 
die Glaubenslehre.

43. Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches 
Gutachten zum Beschuldigten und ggf. auch ein 
Glaubhaftigkeitsgutachten zur Aussage des Betrof-
fenen eingeholt werden.

 Die Notwendigkeit der Einholung solcher Gutachten 
ist sorgfältig zu prüfen und zu dokumentieren.

Maßnahmen im Falle einer fälschlichen Beschuldigung
44. Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht im 

Falle eines Klerikers als unbegründet, ist dies durch 
den Ordinarius im Abschlussdekret der kirchenrechtli-
chen Voruntersuchung festzuhalten. Dieses Dekret ist 
zusammen mit den Untersuchungsakten gemäß can. 
1719 CIC zu verwahren. 

 Im Falle eines anderen Beschäftigten im kirchlichen 
Dienst ist die Unbegründetheit einer Beschuldigung 
oder eines Verdachts schriftlich festzuhalten. 

 Stellt sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht nach 
gründlicher Prüfung als unbegründet heraus, so ist sei-
tens des Ordinarius, des Höheren Ordensoberen, des 
Dienstgebers oder des Auftraggebers im Einverneh-
men mit der entsprechenden Person alles zu tun, was 
die entsprechende Person rehabilitiert und schützt.

D. Hilfen

Informationspflicht gegenüber Betroffenen und Hilfen 
für Betroffene
45. Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete 

Person benennt, unterrichtet er die beauftragte An-
sprechperson über die beschlossenen Maßnahmen 
und den jeweiligen Stand der Umsetzung, damit die-
se den Betroffenen bzw. seinen gesetzlichen Vertre-
ter davon in Kenntnis setzen kann.

46. Dem Betroffenen, seinen Angehörigen, Nahestehen-
den und Hinterbliebenen werden Hilfen angeboten 
oder vermittelt. Die Hilfsangebote orientieren sich 
an dem jeweiligen Einzelfall. Zu den Hilfsangeboten 
gehören insbesondere seelsorgliche und therapeuti-
sche Hilfen.

 Wenn der Wunsch nach einem Gespräch mit einem 
Leitungsverantwortlichen besteht, ist dem Rech-
nung zu tragen.

 Es können auch Hilfen nichtkirchlicher Einrichtun-
gen in Anspruch genommen werden. Diese Möglich-
keit besteht auch bei Verjährung oder wenn der Be-
schuldigte verstorben ist. Unabhängig davon können 
Betroffene „Leistungen in Anerkennung des Leids, 
das Opfern sexuellen Missbrauchs zugefügt wurde“ 
beantragen.

47. Für die Entscheidung zur Gewährung von konkre-
ten Hilfen ist der Ordinarius zuständig; für selbstän-
dige kirchliche Einrichtungen deren Rechtsträger.

48. Bei der Umsetzung der Hilfen für einen Betroffenen 
ist eng mit dem zuständigen Jugendamt oder ande-
ren Fachstellen zusammenzuarbeiten.

 Hierfür stellt der Ordinarius diesen Stellen alle er-
forderlichen Informationen zur Verfügung.

Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen, Deka-
nate und Pfarreien
49. Die zuständigen Personen der betroffenen kirchli-

chen Einrichtungen, Dekanate und Pfarreien wer-
den von dem Ordinarius unter Wahrung der Rechte 
der Beteiligten über den Stand eines laufenden Ver-
fahrens informiert. Sie und ihre Einrichtungen bzw. 
Dekanate und Pfarreien können Unterstützung er-
halten, um die mit dem Verfahren und der Aufarbei-
tung zusammenhängenden Belastungen bewältigen 
zu können.

E.  Konsequenzen für den Täter

50. Gegen im kirchlichen Dienst Beschäftigte, die Min-
derjährige oder schutz- oder hilfebedürftige Er-
wachsene sexuell missbraucht haben oder bei denen 
tatsächliche Anhaltspunkte für einen sexuellen 
Missbrauch vorliegen, wird im Einklang mit den je-
weiligen staatlichen und kirchlichen dienstrechtli-
chen Regelungen vorgegangen.

51. Täter, die nach Nr. 2 a), 2 b) oder 2 c) verurteilt wur-
den, werden nicht in der Arbeit mit Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im 
kirchlichen Bereich eingesetzt.

 Bei Tätern, bei denen nachgewiesene Handlungen 
nach Nr. 2 d) vorliegen, wird im Einzelfall über den 
weiteren Einsatz entschieden.

52. Der Einsatz eines Täters im Seelsorgedienst, der 
Handlungen nach den Nrn. 2 a), 2 b) oder 2 c) be-
gangen hat, ist grundsätzlich ausgeschlossen. 

 Insbesondere unter Berücksichtigung der Schwere 
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der Tat und der Folgen für den Betroffenen, kann im 
Ausnahmefall die Zuweisung eines Seelsorgediens-
tes allenfalls dann in Betracht gezogen werden, 
wenn der bestimmte Dienst keine Gefahr für Min-
derjährige oder schutz- oder hilfebedürftige Er-
wachsene darstellt und der Einsatz kein Ärgernis 
hervorruft. Dem Betroffenen muss Gelegenheit ge-
geben werden, sich hierzu zu äußern. 

 Zur Risikoabschätzung ist zudem ein forensisch-psy-
chiatrisches Gutachten einzuholen.

 Bei seiner Entscheidung wird der Ordinarius zudem 
berücksichtigen, ob eine aktive Verantwortungs-
übernahme durch den Täter vorliegt.

 Bei nachgewiesenen Handlungen nach Nr. 2 d) kann 
ein Seelsorgedienst zugewiesen oder fortgesetzt 
werden, wenn der bestimmte Dienst keine Gefahr 
für Minderjährige oder schutz- oder hilfebedürftige 
Erwachsene darstellt und der Einsatz kein Ärgernis 
hervorruft. Dem Betroffenen muss Gelegenheit ge-
geben werden, sich hierzu zu äußern. Zur Risikoab-
schätzung kann zudem ein forensisch-psychiatri-
sches Gutachten eingeholt werden. Bei seiner 
Entscheidung wird der Ordinarius zudem berück-
sichtigen, ob eine aktive Verantwortungsübernahme 
durch den Täter vorliegt. 

 Bei diesen Maßnahmen ist es unerheblich, ob die Tat 
verjährt ist.

 Täter, bei denen eine behandelbare psychische Stö-
rung vorliegt, sollen sich einer Therapie unterzie-
hen.

53. Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen, 
dass die von ihm verfügten Beschränkungen oder 
Auflagen eingehalten werden. Das gilt bei Klerikern 
auch für die Zeit des Ruhestands.

54. Bei einem Mitglied einer Ordensgemeinschaft, bei 
dem ein Delikt des sexuellen Missbrauchs nach can. 
1395 § 2 CIC nachgewiesen ist, ist entsprechend Nr. 
39 vorzugehen. 

55. Wechselt ein Täter, der Handlungen nach den Nrn. 2 
a), 2 b) oder 2 c) begangen hat, zu einem neuen 
Dienstgeber oder einem neuen Dienstvorgesetzten, 
wird dieser durch den bisherigen Dienstgeber bzw. 
Dienstvorgesetzten über die besondere Problematik 
und eventuelle Auflagen unter Beachtung der ge-
setzlichen Vorschriften schriftlich informiert. Bei 
Versetzung oder Verlegung des Wohnsitzes eines 
Klerikers oder eines Ordensangehörigen in eine an-
dere Diözese wird der Diözesanbischof bzw. der Or-
densobere, in dessen Jurisdiktionsbereich der Täter 
sich künftig aufhält, entsprechend der vorstehenden 
Regelung in Kenntnis gesetzt. Gleiches gilt gegen-
über einem neuen kirchlichen Dienstgeber bzw. 
Dienstvorgesetzten und auch dann, wenn der sexu-
elle Missbrauch nach Versetzung bzw. Verlegung 
des Wohnsitzes sowie nach dem Eintritt in den Ru-
hestand bekannt wird.

 Der Erhalt der Information ist durch den neuen 
Dienstgeber schriftlich zu bestätigen und entspre-

chend zu dokumentieren. Die informationspflichtige 
kirchliche Stelle hat den Nachweis über die erfolgte 
Information zu führen.

 Eine Informationspflicht in oben genanntem Sinne 
kann unter Wahrung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit im Einzelfall auch bestehen, wenn ein 
Beschäftigter Handlungen nach Nr. 2 d) begangen 
hat. 

F.  Öffentlichkeit

56. Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des Persön-
lichkeitsschutzes der Beteiligten in angemessener 
Weise informiert.

G.  Vorgehen bei sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
oder schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch 
ehrenamtlich tätige Personen

57. Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Minderjäh-
riger oder schutz- oder hilfebedürftiger Erwachse-
ner durch ehrenamtlich tätige Personen im kirchli-
chen Bereich gilt diese Ordnung bezüglich der 
notwendigen Verfahrensschritte, Hilfsangebote und 
sonstigen Konsequenzen entsprechend. 

 Für die Weiterleitung von Informationen gelten die 
datenschutzrechtlichen Regelungen für die im kirch-
lichen Dienst Beschäftigten entsprechend.

58. In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen mit Min-
derjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen gelten die Vorschriften des Bundeskin-
derschutzgesetzes und des Bundesteilhabegesetzes. 
Personen, die sexuellen Missbrauch an Minderjähri-
gen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
begangen haben, werden in der ehrenamtlichen Ar-
beit mit Minderjährigen oder schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen im kirchlichen Bereich nicht 
eingesetzt (vgl. z. B. § 72a Abs. 4 SGB VIII).

H.  Datenschutz, Auskunft und Akteneinsicht

59. Soweit diese Ordnung sowie zur Ergänzung und 
Konkretisierung dieser Ordnung durch den Diözes-
anbischof erlassene Rechtsvorschriften auf perso-
nenbezogene Daten einschließlich deren Veröffentli-
chung anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften 
des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) sowie der Anordnung über die Sicherung 
und Nutzung der Archive der katholischen Kirche 
(Kirchliche Archivordnung – KAO) vor, sofern sie 
deren Datenschutzniveau nicht unterschreiten. Im 
Übrigen gelten das Gesetz über den Kirchlichen Da-
tenschutz (KDG), die zu seiner Durchführung erlas-
sene Ordnung (KDG-DVO) sowie die Kirchliche Ar-
chivordnung (KAO). 

60. Die Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen 
richten sich nach den jeweiligen Vorschriften über 
die Aufbewahrungsfristen für Personalakten, Vor-
untersuchungsakten etc. Für die Zeit der Aufbewah-
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rung sind die Unterlagen vor unbefugten Zugriffen 
in besonderem Maße zu sichern. 

 Im Übrigen ersetzt die ordnungsgemäße Archivie-
rung von gemäß § 6 Absatz 5 Satz 1 Kirchliche Ar-
chivordnung (KAO) anzubietenden und zu überge-
benden Unterlagen die nach dem KDG oder anderen 
kirchlichen oder staatlichen Rechtsvorschriften er-
forderliche Löschung, wenn die Archivierung so er-
folgt, dass Persönlichkeitsrechte des Betroffenen 
oder Dritter nicht beeinträchtigt werden.

61. An Verfahren nach dieser Ordnung beteiligte Perso-
nen haben Anspruch darauf, Auskunft über sie per-
sönlich betreffende Informationen zu erhalten. 

 Auskunfts- und Akteneinsichtsrechte bestimmen 
sich nach den jeweils geltenden rechtlichen Vor-
schriften.

I. Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Evaluation

62. Die vorstehende Ordnung tritt am Tag nach ihrer 
Promulgation im Kirchlichen Amtsblatt als Diö-
zesangesetz für das Bistum Fulda in Kraft. Gleich-
zeitig treten die Leitlinien für den Umgang mit sexu-
ellem Missbrauch Minderjähriger und erwachsener 
Schutzbefohlener durch Kleriker, Ordensangehörige 
und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz, die für das 
Bistum Fulda durch Gesetz vom 29. Oktober 2013 
(K. A. 2013, Nr. 124) in Kraft gesetzt worden sind 
und deren Geltungsdauer zuletzt durch Gesetz vom 
24. November 2019 (K. A. 2019, Nr. 141) verlängert 
worden ist, außer Kraft. 

 Diese Ordnung soll innerhalb von fünf Jahren ab In 
 krafttreten einer Evaluation unterzogen werden.

 Fulda, den 15. Januar 2020

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda
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Nr. 4 Haushaltsplan Bistum Fulda 2020
Nach Beschlussfassung im Diözesan-Kirchensteuerrat am 30.11.2019 wird der Haushaltsplan des Bistums 
Fulda für das Jahr 2020 festgesetzt.

Bistum Fulda
Gesamtplan

Planwerte 2020

Erträge Aufwendungen Ergebnis Ergebnis
Plan Plan Plan Ist
2020 2020 2020 2018
EUR EUR EUR EUR

Diözesanverwaltung
C01 Diözesanleitung 24.400 -2.765.100 -2.740.700 -1.759.364,39

C02 Offizialat 1.900 -375.500 -373.600 -350.788,05

C03 Allgemeine Verwaltung 2.140.600 -18.428.400 -16.287.800 -11.194.874,40

C04 Gremien 0 -619.900 -619.900 -506.711,03

Diözesanverwaltung 2.166.900 -22.188.900 -20.022.000 -13.811.737,87

Seelsorge
C10 Leitung 49.100 -1.625.200 -1.576.100 -1.246.778,15

C11 Territorialseelsorge 251.000 -63.633.400 -63.382.400 -42.506.462,73

C12 Allgemeine Seelsorge 4.000 -324.100 -320.100 -218.897,74

C13 Ordensgemeinschaften 0 -265.200 -265.200 -373.640,00

C14 Jugendseelsorge 72.500 -1.684.400 -1.611.900 -1.400.456,16

C15 Erwachsenenseelsorge 105.900 -488.000 -382.100 -321.709,04

C16 Seelsorge f. Katholiken and. Muttersprachen 22.000 -1.334.300 -1.312.300 -1.104.945,10

C17 Kranken- u. Behindertenseelsorge -254.000 -2.314.000 -2.568.000 -1.697.881,91

C18 Sonstige Kategorialseelsorge 3.000 -1.064.100 -1.061.100 -412.439,83

Seelsorge 253.500 -72.732.700 -72.479.200 -49.283.210,66

Bildung und Wissenschaft
C30A Bildung 1.401.700 -2.667.500 -1.265.800 -967.072,81

C30B Schulen 13.508.000 -21.307.200 -7.799.200 -5.216.581,75

C31 Erwachsenenbildung 323.600 -1.790.100 -1.466.500 -1.042.375,51

C32 Bildungshäuser 2.296.100 -4.561.500 -2.265.400 -2.176.202,09

C33 Wissenschaft 455.300 -3.961.900 -3.506.600 -3.085.344,45

C34 Priesterseminar 106.500 -1.578.700 -1.472.200 -964.302,32

C35 Hochschulseelsorge 0 0 0 -403.425,91

Bildung und Wissenschaft 18.091.200 -35.866.900 -17.775.700 -13.855.304,84

Soziale Dienste - Katholische Vereine
C40 Soziale Dienste 343.000 -8.352.100 -8.009.100 -6.823.840,52

C41 Weitere Kath. Vereine und Verbände 0 -1.472.000 -1.472.000 -1.052.507,08

C42 Bonifatiuswerk 50.800 -25.000 25.800 57.500,04

Soziale Dienste - Katholische Vereine 393.800 -9.849.100 -9.455.300 -7.818.847,56

Gesamtkirchliche Aufgaben
C50 Gesamtkirchliche Aufgaben 24.000 -3.440.800 -3.416.800 -2.889.232,51

Steuern / Finanzen
C60 Kirchensteuern 112.998.000 -3.870.000 109.128.000 103.682.008,34

C61 Staatsleistungen 9.595.000 -680.000 8.915.000 8.417.360,14

C62 Grundvermögen 2.713.000 -3.187.200 -474.200 -1.033.904,75

C63 Kapital- und Beteiligungserträge 178.000 -70.000 108.000 -363.608,82

C64 Rücklage 0 0 0 0,00

C65 Sonstige Finanzwirtschaft 0 0 0 0,00

Steuern / Finanzen 125.484.000 -7.807.200 117.676.800 110.701.854,91

8000 Investitionen Anlagevermögen 0 0 0 -11.197,87

Betriebsergebnis 146.413.400 -151.885.600 -5.472.200 23.032.323,60

Finanzergebnis 6.498.100 -20.221.900 -13.723.800 -10.683.462,12

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 152.911.500 -172.107.500 -19.196.000 12.348.861,48

Steuern 0 -1.000 -1.000 -212,00

Jahresüberschuss/-fehlbetrag 152.911.500 -172.108.500 -19.197.000 12.348.649,48

Rücklagenzuführung-/entnahme 21.227.000 -2.030.000 19.197.000 -4.489.038,97

Bilanzgewinn/-verlust 174.138.500 -174.138.500 0

12.348.649,48

   7.859.610,51
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Nr. 5 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e. 
V. vom 04. Juli 2019

Artikel I

Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e.V. hat am 04. 
Juli 2019 folgende Beschlüsse gefasst:

A § 8a AT AVR Kostenübernahme bei erweitertem 
Führungszeugnis

I.  Im Allgemeinen Teil der AVR wird ein neuer § 8a 
eingefügt:

„§ 8a Einholung eines erweiterten Führungszeug-
nisses während des Dienstverhältnisses
Soweit die Einholung eines erweiterten Führungs-
zeugnisses gesetzlich vorgeschrieben und vom 
Dienstgeber angeordnet ist, werden die dafür ent-
stehenden Kosten im laufenden Dienstverhältnis 
vom Dienstgeber getragen.“

II. Die Regelung tritt zum 1. Juli 2019 in Kraft.

B Anlage 7 zu den AVR Antrag zu Änderungen in der 
Anlage 7 B II zu den AVR und Einfügen eines neuen 
Abschnittes G zur Anlage 7 zu den AVR

In Anlage 7 B II zu den AVR wird ein neuer § 1a 
eingefügt:

„§ 1a 
Monatliche Zulage

I. Der Schüler erhält zusätzlich zur Ausbildungshilfe 
eine monatliche Zulage in Höhe von 11,11 Euro.“

II. Es wird folgender neuer Abschnitt G in die Anlage 7 
zu den AVR eingefügt

„G Schüler in praxisintegrierten Ausbildungsgän-
gen zum Erzieher und in betrieblich-schulischen 
Gesundheitsberufen

§ 1
Geltungsbereich

Diese Ordnung gilt für

a) Schüler, die in praxisintegrierten Ausbildungs-
gängen zum Erzieher nach landesrechtlichen 
Regelungen ausgebildet werden

sowie

b) Schüler in den Gesundheitsberufen Diätassistent, 
Ergotherapeut, Logopäde, Medizinisch-techni-
scher Laboratoriumsassistent, Medizinisch-tech-
nischer Radiologieassistent, Medizinisch-techni-
scher Assistent für Funktionsdiagnostik, 

Orthoptist oder Physiotherapeut, *)

deren praktische Ausbildung bei einer Einrichtung 
im Geltungsbereich der AVR (§ 2 Abs. 1 AT zu den 
AVR) erfolgt, die entweder vom selben Träger wie 
die die theoretische Ausbildung erbringende Schule 
getragen ist oder die eine Kooperationsvereinba-
rung mit dieser Schule getroffen hat.

§ 2
Ausbildungsvertrag

Die Einrichtung als Träger der praktischen Ausbildung 
schließt mit dem Auszubildenden zu Beginn der Ausbil-
dung einen schriftlichen Ausbildungsvertrag. Die Einrich-
tung kann die Schule im Sinne des § 1 zum Abschluss des 
Ausbildungsvertrages bevollmächtigen. Der Ausbildungs-
vertrag bedarf der Zustimmung durch die Schule. Zum 
Ausbildungsvertrag wird von der Einrichtung der mit der 
Schule abgestimmte Ausbildungsplan nachgewiesen.

§ 3
Ausbildungsvergütung

Schüler nach § 1 lit a) erhalten eine Ausbildungshilfe 
nach § 1 Abs. (a) des Abschnittes B II der Anlage 7 zu 
den AVR. Schüler nach § 1 lit b) erhalten eine monatli-
che Ausbildungshilfe in Höhe von 

ab 1. Januar 2019 ab 1. März 2019

im ersten Aus-
bildungsjahr

965,24 Euro 1.015,24 Euro

im zweiten Aus-
bildungsjahr

1.025,30 Euro 1.075,30 Euro

im dritten Aus-
bildungsjahr

1.122,03 Euro 1.172,03 Euro

§ 3a
Monatliche Zulage

Schüler nach § 1 lit a) und b) erhalten zusätzlich zur 
Ausbildungshilfe eine monatliche Zulage in Höhe von 
11,11 Euro.

§ 4
Anzuwendende Regelungen

Im Übrigen finden die Regelungen des Abschnittes B II 
der Anlage 7 zu den AVR entsprechende Anwendung 
mit Ausnahme von § 1a.

§ 5
Inkrafttreten und Geltung

(1)  Diese Regelung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. Für 
Schüler nach § 1 lit a) gilt sie nur für solche Ausbil-
dungsverhältnisse, die ab dem 1. Januar 2019 be-
gonnen wurden.

(2)  Diese Regelung ist befristet und tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2021 außer Kraft. Für bis dahin be-
gonnene Ausbildungsverhältnisse gilt sie bis zu de-
ren Ende fort, jedoch nicht länger als drei Jahre nach 
Beginn der Ausbildung bei der Schule. 
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*)Ausbildungsberufe gemäß § 1 lit b)

Ausbildung Gesetzliche Vorschrif-
ten in der jeweils aktu-
ellen Fassung

1. Orthoptisten

Orthoptistengesetz vom 
28. November 1989 
(BGBl. I S. 2061)
Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für Or-
thoptistinnen und Or-
thoptisten vom 21. März 
1990 (BGBl. I S. 563)

2. Logopäden

Gesetz über den Beruf 
des Logopäden vom 7. 
Mai 1980 (BGBl. I S. 
529)
Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für Logo-
päden vom 1. Oktober 
1980 (BGBl. I S. 1892)

3.

a) Medizinisch-techni-
sche Laboratoriumsas-
sistenten

b) Medizinisch-techni-
sche Radiologieassis-
tenten

c) Medizinisch-techni-
sche Assistenten für 
Funktionsdiagnostik

MTA-Gesetz vom 2. 
August 1993 (BGBl. I S. 
1402)

Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für 
technische Assistenten 
in der Medizin vom
25. April 1994 (BGBl. I 
S. 922)

4. Ergotherapeuten

Ergotherapeutengesetz 
vom 25. Mai 1976 (BGBl. 
I S. 1246)

Ergotherapeuten-Ausbil-
dungs- und Prüfungsver-
ordnung vom 2. August 
1999 (BGBl. I S. 1731)

5. Physiotherapeuten

Masseur- und Physio-
therapeutengesetz vom 
26. Mai 1994 (BGBl. I 
S. 1084)
Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für 
Physiotherapeuten vom 
6. Dezember 1994 
(BGBl. I S. 3786)

6. Diätassistenten

Diätassistentengesetz 
vom 8. März 1994 
(BGBl. I S. 446)
Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für 
Diätassistentinnen und 
Diätassistenten vom 1. 
August 1994 (BGBl. I S. 
2088),

III. Befristung der mittleren Werte

 Die in Ziffer I. unter § 1a und in Ziffer II. unter §§ 3 
und 3a dieses Beschlusses festgelegten Werte zur 
Ausbildungshilfe und zur monatlichen Zulage sind 
mittlere Werte. Sie sind bis zum 31.12.2020 befristet.

IV. Die Änderungen treten zum 1. Januar 2019 in Kraft.

C Anlage 8 zu den AVR Einfügung einer VersO C der 
Anlage 8 zu den AVR 

Teil 1: Versorgungsordnung C

I. Einfügung einer VersO C der Anlage 8 zu den AVR 

 In Anlage 8 wird folgende VersO C eingefügt:

„Versorgungsordnung C (VersO C)
Die „Ständige Arbeitsrechtliche Kommission“ hat 
am 15. Oktober 1965 die Versorgungsordnung B für 
die Mitarbeiter im Geltungsbereich der AVR be-
schlossen und mit Wirkung vom 1. April 1966 in 
Kraft gesetzt. Diese bezweckt eine Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung für Mitarbeiter durch Ent-
richtung von Versicherungsbeiträgen. 
Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission hat mit der nachstehenden Versor-
gungsordnung C die Versorgungsordnung B mit 
Wirkung vom 1. Juli 2019 für ab dem 1. Januar 2019 
erfolgende neue Zusagen zur Zusatzversorgung an-
gepasst.

§ 1 Geltungsbereich
(1)  Der Versicherungspflicht unterliegt vom Beginn 

des Dienst- und Ausbildungsverhältnisses an 
den Mitarbeiter bzw. der gemäß Anlage 7 zu 
den AVR zu seiner Ausbildung Beschäftigte,

a) der das 15. Lebensjahr vollendet hat und
b) auf dessen Dienst- bzw. Ausbildungsverhält-

nis die AVR Anwendung finden (§ 2 AT).

(2)  Ausgenommen von der Versicherungspflicht ist 
ein Mitarbeiter oder zu seiner Ausbildung Be-
schäftigter,

a) der aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
Altersruhegeld oder Renten wegen vermin-
derter Erwerbsfähigkeit erhält,

b) der für nicht mehr als sechs Monate einge-
stellt wird und wegen dieser Befristung eine 
Wartezeit oder Aufschubzeit des Versiche-
rungsvertrages nach § 2 nicht erfüllen kann 
oder

c) der nicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu versichern ist.

Erfolgt im Falle des Satzes 1 Buchst. b) eine 
Weiterbeschäftigung nach Ablauf der ursprüng-
lichen Beschäftigung, besteht ab dem Weiterbe-
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schäftigungsbeginn eine Versicherungspflicht 
mit einer Beitragspflicht auch für den Zeitraum 
der ursprünglich vorgesehenen Beschäftigung.

§ 2 Versicherung
(1)  Die Zusatzversorgung erfolgt durch den Ab-

schluss eines Versicherungsvertrages durch den 
Dienstgeber nach Maßgabe einer zwischen dem 
Versicherungsunternehmen (Versicherer) und 
dem Deutschen Caritasverband e.V. mit Zustim-
mung der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission abgeschlossenen Rahmen-
vereinbarung. Die Auswahl des Versicherers zu 
einer solchen Rahmenvereinbarung erfolgt 
durch die Arbeitsrechtliche Kommission unter 
Beteiligung des Deutschen Caritasverbandes 
e.V.

(2)  Die Rahmenvereinbarung kann nach Bestim-
mung durch die Arbeitsrechtliche Kommission 
einen oder mehrere Angebotsverträge enthal-
ten. Mindestens ein Angebotsvertrag muss zu 
einer beitragsorientierten Leistungszusage (§ 1 
Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) führen. Soweit mehr als 
ein Angebotsvertrag enthalten ist, können in 
der Rahmenvereinbarung der oder die weiteren 
Angebotsverträge auf die Nutzung für die Si-
cherstellung zusätzlicher Anwartschaften durch 
Entgeltumwandlung nach § 4 Abs. 3 beschränkt 
oder Altersgrenzen zur Bestimmung des für 
den Mitarbeiter geltenden Angebotsvertrages 
vorgesehen werden. 

 Erfolgt keine solche Bestimmung, erfolgt die 
Auswahl durch den Mitarbeiter zu Beginn des 
versicherungspflichtigen Dienst- bzw. Ausbil-
dungsverhältnisses.

§ 3 Anmeldung und Abmeldung
(1)  Der Dienstgeber meldet den Mitarbeiter mit Be-

ginn des versicherungspflichtigen Dienst- bzw. 
Ausbildungsverhältnisses bei dem Versicherer 
an und teilt dem Mitarbeiter dieses in geeigne-
ter Weise mit. Das Versicherungsverhältnis 
wird vom Dienstgeber nach seinem Zustande-
kommen dem Mitarbeiter in geeigneter Weise in 
Textform unverzüglich, spätestens mit der dar-
auffolgenden Entgeltabrechnung, nachgewie-
sen. Der Dienstgeber wird Versicherungsneh-
mer, der Mitarbeiter Versicherter.

(2)  Der Dienstgeber meldet den Mitarbeiter mit 
Ende des versicherungspflichtigen Dienst- bzw. 
Ausbildungsverhältnisses bei dem Versicherer 
ab. Die vollzogene Abmeldung wird dem Versi-
cherten durch den Dienstgeber unverzüglich in 
geeigneter Weise in Textform nachgewiesen; 
gleichzeitig wird der Versicherte unter Angabe 
der erreichten Rentenanwartschaft davon in 
Kenntnis gesetzt, welche Möglichkeiten zur 
Fortsetzung des Versicherungsverhältnisses be-
stehen.

§ 4 Beiträge
(1)  Die Beiträge zur Zusatzversicherung (Pflicht-

versicherung) trägt der Dienstgeber. Beitrags-
pflicht besteht für den Zeitraum, für den dem 
Mitarbeiter ein Anspruch auf Dienstbezüge 
nach den AVR oder auf Sozialbezüge nach An-
lage 1 zu den AVR zusteht.

(2)  Der Beitrag der Zusatzversicherung ist vom 
versicherungspflichtigen Beschäftigungsentgelt 
mit einem Beitragssatz von 7,5 % zu berechnen. 
Als versicherungspflichtiges Beschäftigungsent-
gelt ist zu berücksichtigen:

a) Dienstbezüge nach Abschnitt II der Anlage 
1,

b) tarifliche monatliche Zulagen für besondere 
Tätigkeiten (z. B. Wechselschicht- und 
Schichtzulage, Heim- und Werkstattzulage, 
Pflegezulage),

c) Vergütung für Bereitschafts- und Rufbereit-
schaftsdienste sowie Zuschläge für Über-
stunden.

(3)  Dem Mitarbeiter steht es frei, eine zusätzliche 
Anwartschaft durch eine Entgeltumwandlung 
(§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG) in einem weiteren 
Versicherungsvertrag sicherzustellen.

(4)  Der Dienstgeber erbringt die Beiträge an den 
Versicherer monatlich nach Maßgabe des sich 
aus der jeweiligen monatlichen Entgeltabrech-
nung ergebenden versicherungspflichtigen Be-
schäftigungsentgelts. Unregelmäßig oder ein-
malig anfallende Entgeltbestandteile werden 
auch bei einem zwischenzeitlich erfolgenden 
Jahreswechsel in dem Kalendermonat berück-
sichtigt, in dem sie endgültig in der Entgeltab-
rechnung berechnet werden.

 Soweit sich durch steuer- und sozialversiche-
rungsrechtlich zulässige Rückrechnung eine 
Änderung des kalenderjährlichen versiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsentgelts ergibt, 
wird die sich daraus ergebende Änderung des 
Beitrags bei der Beitragshöhe des Kalenderjah-
res berücksichtigt, in dem die Rückrechnung 
erfolgt.

(5)  Die Steuer- und Sozialversicherungspflicht für 
die Beiträge richtet sich nach den gesetzlichen 
Vorschriften. Der Dienstgeber trägt eine auf die 
Beiträge entfallende pauschalierte Lohnsteuer, 
solange die rechtliche Möglichkeit der Pauscha-
lierung gegeben ist.

§ 5 Beitragsfreie Zeiten
(1)  Beitragspflicht besteht nicht für Zeiten, für die 

der Mitarbeiter keinen Anspruch auf Dienstbe-
züge nach den AVR oder auf Sozialbezüge nach 
Anlage 1 zu den AVR hat.
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(2)  Sofern die Versicherungsbedingungen des Ver-
sicherungsvertrages dies zulassen, kann der 
Mitarbeiter in den Zeiten, in denen nach Absatz 
1 keine Beitragspflicht besteht, diesen mit eige-
nen Beiträgen fortführen. Die hieraus entste-
henden Anwartschaften und Ansprüche des 
Mitarbeiters sind keine solchen nach § 1 Abs. 1 
S. 3 BetrAVG, soweit die eigenen Beiträge nicht 
durch eine Entgeltumwandlung im Anschluss 
an diese Zeiten erbracht wurden.

(3)  Entfällt wegen Beendigung des Dienst- bzw. 
Ausbildungsverhältnisses die Beitragspflicht 
des Dienstgebers für ein bestehendes Versiche-
rungsverhältnis, ohne dass der Versicherte von 
der Möglichkeit der Fortführung der Versiche-
rung gemäß § 6 Gebrauch macht, wird das Ver-
sicherungsverhältnis beitragsfrei fortgesetzt. In 
diesem Fall wird eine Anwartschaft nach Maß-
gabe des zum Zeitpunkt der Beitragsfreistel-
lung vorhandenen Deckungskapitals berechnet. 
Der Anspruch des Versicherten auf Teilnahme 
an künftigen Leistungserhöhungen aus der sat-
zungsmäßigen Überschussverwendung bleibt 
von der Beitragsfreistellung unberührt.

§ 6 Fortführung durch den Versicherten
Entfällt die Beitragspflicht des Dienstgebers für eine 
bestehende Versicherung wegen des Endes des 
Dienstverhältnisses, so kann der Versicherte nach 
Maßgabe des Versicherungsvertrages die Versiche-
rung als eigene Versicherung mit eigenen Beiträgen 
fortführen. Diejenigen Anwartschaften, die nach 
dem Ausscheiden in einer so fortgeführten Versiche-
rung entstehen, führen nicht zu einer betriebsren-
tenrechtlichen Verpflichtung des Dienstgebers, so-
weit sie nicht die aus den Pflichtbeiträgen 
entstehenden Überschussanteile betreffen. Bei Fort-
führung als eigene Versicherung ist eine Kündigung 
der Versicherung oder deren mit dem Versicherer 
einvernehmliche Aufhebung ohne Zustimmung des 
Dienstgebers ausgeschlossen.

§ 7 Dienstgeberwechsel
Scheidet ein bei dem Versicherer pflichtversicherter 
Mitarbeiter aus dem Dienst- bzw. Ausbildungsver-
hältnis aus und nimmt er eine Tätigkeit bei einem 
Dienstgeber auf, der ebenfalls die Pflichtversiche-
rung bei diesem Versicherer nach der Versorgungs-
ordnung C anwendet, so ist die begonnene Pflicht-
versicherung durch diesen Dienstgeber fortzusetzen, 
soweit die Versicherungsbedingungen dies zulassen.

§ 8 Weitere Regelungen
(1)  Die Bestimmungen dieser Versorgungsordnung 

finden im Gebiet der Bundesländer Mecklen-
burg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-An-
halt, Thüringen und Sachsen sowie in dem Teil 
des Landes Berlin, für den das Grundgesetz bis 
einschließlich 2. Oktober 1990 nicht galt, mit 

den folgenden Maßgaben Anwendung.
(2)  Abweichend von § 4 Abs. 2 Satz 1 und ergän-

zend zu § 4 Abs. 1 Satz 1 wird der Beitragssatz 
nach § 4 Abs. 2 Satz 1 für Einrichtungen in dem 
in Absatz 1 genannten Gebiet mit 2,5 %, ab 
dem 1. April 2019 mit 4,5 % und ab dem 1. Ap-
ril 2020 mit 5,5% gerechnet.

(3)  In diesem Gebiet beteiligen sich die Mitarbeiter 
an diesen Beiträgen mit einem Eigenbeitrag im 
Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG ab dem 1. 
April 2019 mit 1 % und ab dem 1. April 2020 
mit 1,5 % des versicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsentgelts. 2§ 1a Absätze 2 bis 5 der VersO 
A der Anlage 8 zu den AVR finden entsprechen-
de Anwendung.

(4)  Der Dienstgeber führt die Beiträge als Schuld-
ner nach § 4 Abs. 4 an die Versicherung ab. Dies 
umfasst auch die Eigenbeiträge der Beschäftig-
ten. Der Dienstgeber behält den Eigenbeitrag 
des Beschäftigten vom Arbeitsentgelt des Be-
schäftigten ein. Die Beteiligung erfolgt für je-
den Kalendermonat des Zeitraums der Beitrags-
pflicht, für den der Beschäftigte einen Anspruch 
auf Bezüge (Entgelt, sonstige Zuwendungen, 
Krankenbezüge) oder einen Anspruch auf 
Krankengeldzuschuss hat, auch wenn dieser 
wegen der Höhe der Barleistungen des Sozial-
versicherungsträgers nicht gezahlt wird.

(5)  Der Anspruch des Beschäftigten nach § 1 Abs. 
2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in Verbin-
dung mit § 1a Abs. 3 BetrAVG, zu verlangen, 
dass die Voraussetzungen für eine Förderung 
nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 EStG erfüllt werden, 
ist für die Pflichtversicherung ausgeschlossen, 
wenn die Versicherungsbedingungen der Versi-
cherung diese Förderungsmöglichkeit nicht aus-
drücklich vorsehen.

(6)  Der Eigenbeitrag nach Absatz 3 entfällt, wenn 
der Mitarbeiter für eine Entgeltumwandlung i. 
S. d. Beschlusses der Zentral-KODA vom 15. 
April 2002 in seiner jeweiligen Fassung ab dem 
1. April 2019 von mindestens 1 %, ab dem 1. 
April 2020 von mindestens 1,5 % des versiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsentgelts im Ka-
lenderjahr aufwendet. In diesem Fall vermin-
dert sich der dem vom Dienstgeber 
abzuführenden Beitrag zugrunde liegende Bei-
tragssatz um den jeweils geltenden Beitragssatz 
des Eigenbeitrags des Mitarbeiters.

§ 9 Inkrafttreten und Übergangsregelung
(1) Diese Regelung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.

(2) Soweit bei Inkrafttreten dieser VersO C beste-
hende Dienstverhältnisse bereits am 1. Januar 
2019 bestanden haben und für diese keine Zu-
satzversorgung bei der Pensionskasse der Cari-
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tas VVaG oder der Kölner Pensionskasse be-
wirkt wurde, entrichtet der Dienstgeber auch 
Beiträge für die Beschäftigungszeiten des Jah-
res 2019, die vor dem Versicherungsbeginn la-
gen. Für im Laufe des Kalenderjahres 2019 be-
gonnene, bei Inkrafttreten dieser VersO C noch 
bestehende Dienstverhältnisse gilt dies entspre-
chend für Beiträge ab dem Beginn des Dienst-
verhältnisses.

(3)  Im Jahr 2019 reicht es aus, wenn die Anmel-
dung zu der Versicherung und die Beitragszah-
lung unter Beibehaltung des in dieser Ordnung 
vorgesehenen jeweiligen Beginns der Versiche-
rung erst zum Ende des Kalenderjahres mit 
Wirkung für das Jahr 2019 erfolgt.

(4)  Die Verzinsung der nach Absatz 2 für vor Versi-
cherungsbeginn entrichtete Beiträge und für 
nach Absatz 3 bis zum Ende des Kalenderjahres 
2019 erbrachte Beiträge richtet sich nach den 
Bedingungen des Versicherungsvertrages. Ein 
darüberhinausgehender Anspruch auf eine 
Verzinsung für den Zeitraum vor der Beitrags-
zahlung besteht insoweit nicht.

(5)  VersO B findet weiterhin auf solche Mitarbeiter 
Anwendung, für die die Zusatzversorgung bei 
der Pensionskasse der Caritas VVaG oder der 
Kölner Pensionskasse VVaG bewirkt wird. Dies 
gilt auch für solche Mitarbeiter, für die eine 
Maßnahme nach § 8 der VersO B Anwendung 
findet.

(6)  Der Dienstgeber kann bis zum 1. Januar 2021 
die Versicherungsverträge der Mitarbeiter nach 
Abs. 5 per 1. Januar 2020 oder 1. Januar 2021 
beitragsfrei stellen, soweit dies die Versiche-
rungsbedingungen der in Abs. 5 genannten 
Pensionskassen zulassen. Voraussetzung für die 
Anwendung des Satzes 1 ist, dass der Dienstge-
ber zum selben Termin in entsprechender An-
wendung des § 3 Abs. 1 eine Anmeldung des 
Mitarbeiters vornimmt und der Mitarbeiter der 
Beitragsfreistellung zugestimmt hatte. Auf die 
Beitragsfreistellung findet § 5 Abs. 3 entspre-
chende Anwendung.

(7)  Soweit nach Abs. 5 die VersO B Anwendung fin-
det, kann für die Durchführung der Entgeltum-
wandlung nach dem Beschluss der Zentral-KO-
DA vom 15. April 2002 in der jeweils geltenden 
Fassung die Versicherung nach § 4 Abs. 3 ge-
nutzt werden, soweit der Versicherer dies in sei-
nen Bedingungen zulässt. In diesem Fall gilt ein 
sachlicher Grund im Sinne des Satzes 3 des Ab-
satzes 1 des Beschlusses der Zentral-KODA als 
gegeben.“

II. Änderung des Grundsatzes der Versorgung in der 
Anlage 8

Satz 3 des Grundsatzes wird neu gefasst:
„Versorgungsordnung C ist anzuwenden, sofern der 
Dienstgeber nicht Beteiligter einer öffentlich-recht-
lichen Zusatzversorgungseinrichtung ist; für Versi-
cherungsverhältnisse, die vor dem 31. Dezember 
2018 begründet wurden, gilt die Versorgungsord-
nung B.“

III. Änderung der Versorgungsordnung B der Anlage 8

§ 10 der VersO B wird wie folgt neu gefasst:

„§ 10 Geltung der Versorgungsordnung B
Abweichend von § 1 besteht eine Versicherungs-
pflicht nur, wenn das Dienst- und Ausbildungsver-
hältnis des Mitarbeiters bzw. des gemäß Buchstabe 
A, B und E der Anlage 7 zu den AVR zu seiner Aus-
bildung Beschäftigten vor dem 20. September 2018 
begonnen wurde und die Zusatzrentenversicherung 
des betreffenden Mitarbeiters bei der Pensionskasse 
der Caritas VVaG (§ 2) oder der Kölner Pensions-
kasse VVaG (§ 8a) vor dem 20. September 2018 
wirksam abgeschlossen war.“

IV. Inkrafttreten

Die Änderungen nach I., II. und III. treten zum 1. 
Juli 2019 in Kraft.

Teil 2: Auswahl eines strategischen Partners

Die R+V-Gruppe bzw. eines ihr zugehöriges Unter-
nehmen wird von der Bundeskommission als künfti-
ger Versicherer nach der VersO C bestimmt. Der 
Deutsche Caritasverband e.V. wird aufgefordert, 
baldmöglichst eine Rahmenvereinbarung nach § 2 
der VersO C mit der R+V-Gruppe bzw. eines deren 
Unternehmen zu treffen. Für diese erste Rahmen-
vereinbarung erfolgt die Beteiligung der Bundes-
kommission durch die beiden Leitungsausschüsse 
gemeinsam. Die Leitungsausschüsse werden er-
mächtigt, die in § 2 Abs. 1 der VersO C vorgesehene 
Zustimmung zu erteilen und die besonderen Bestim-
mungen der Angebotsverträge nach § 2 Abs. 2 der 
VersO C für diese baldmöglichste Rahmenvereinba-
rung vorzunehmen.

D Anlage 21a zu den AVR Redaktionelle Anpassung

I. § 4 Abs. 1 der Anlage 21a zu den AVR wird wie folgt 
geändert: 
„(1) Die Entgeltgruppen 9b bis 15 umfassen sechs 
Stufen.“

II. Anhang A zur Anlage 21a zu den AVR wird wie 
folgt geändert: 

In der Tabelle „Vergütungsgruppen für Lehrkräfte 
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nach der Anlage 21a zu den AVR“ wird in der ersten 
Spalte der zweiten Zeile „E 9“ durch „E 9b“ ersetzt.

III. Die Änderungen treten rückwirkend zum 1. Januar 
2019 in Kraft.

E Anlagen 31, 32 und 33 zu den AVR Höhergruppie-
rung bei gleichzeitigem Stufenaufstieg

I. Es wird ein neuer Satz 2 in die §§ 14 Abs. 4 der An-
lage 31 und 32 zu den AVR eingefügt:

 „Fällt der Zeitpunkt der Stufensteigerung mit dem 
einer Höhergruppierung eines Mitarbeiters zusam-
men, so ist zunächst die Steigerung in der bisherigen 
Vergütungsgruppe vorzunehmen und danach die 
Höhergruppierung durchzuführen.“ 

 Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3,
 der bisherige Satz 3 wird zu Satz 4,
 der bisherige Satz 4 wird zu Satz 5.

 Im dann neuen Satz 5 wird das Wort „Satz 3“ durch 
das Wort „Satz 4“ ersetzt.

II. Es wird ein neuer Satz 2 in den § 13 Abs. 4 der An-
lage 33 zu den AVR eingefügt:

„Fällt der Zeitpunkt der Stufensteigerung mit dem 
einer Höhergruppierung eines Mitarbeiters zusam-
men, so ist zunächst die Steigerung in der bisherigen 
Vergütungsgruppe vorzunehmen und danach die 
Höhergruppierung durchzuführen.“

 
Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3,
der bisherige Satz 3 wird zu Satz 4,
der bisherige Satz 4 wird zu Satz 5.

Im dann neuen Satz 5 wird das Wort „Satz 3“ durch 
das Wort „Satz 4“ ersetzt.

Der bisherige Satz 5 wird zu Satz 6,
der bisherige Satz 6 wird zu Satz 7.

Im dann neuen Satz 7 wird das Wort „Satz 5“ durch 
das Wort „Satz 6“ ersetzt.

III. Dieser Beschluss tritt zum 7. März 2019 in Kraft.

Artikel II
Inkraftsetzung

Gemäß § 21 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion in Verbindung mit den Richtlinien für die Inkraftset-
zung der Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes e. V. durch die Diözesan-
bischöfe, werden hiermit die in dem vorstehenden Artikel I 
genannten Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
e. V. vom 04.07.2019 für die Diözese Fulda in Kraft gesetzt. 

Fulda, 19. Dezember 2019

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

Nr.  6 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen 

 Kommission des Deutschen Caritasverban-
des e. V. vom 10. Oktober 2019

Artikel I

Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e.V. hat am 10. 
Oktober 2019 folgende Beschlüsse gefasst:

A. Stufenzuordnung bei horizontaler Wiedereinstel-
lung 

I. Abschnitt IIII A § 1 Buchst. (a) Anlage 1 zu den AVR 
wird wie folgt geändert: 

1. In Abschnitt III A § 1 Buchst. (a) Anlage 1 zu 
den AVR wird folgender Satz als Satz 2 einge-
fügt: 

„Bei Einstellung im Anschluss an ein Dienstver-
hältnis bei demselben Dienstgeber wird der 
Mitarbeiter mit einschlägiger Berufserfahrung 
(horizontale Wiedereinstellung) abweichend 
von Satz 1 der im vorhergehenden Dienstver-
hältnis erworbenen Stufe zugeordnet und die 
im vorhergehenden Dienstverhältnis erreichte 
Stufenlaufzeit wird fortgeführt, soweit es zwi-
schen den Dienstverhältnissen zu keiner länge-
ren als einer sechsmonatigen rechtlichen Unter-
brechung gekommen ist.“

II. §§ 13 Abs. 2 Anlagen 31 und 32 zu den AVR werden 
wie folgt geändert: 

1. In § 13 Abs. 2 der Anlage 31 wird folgender 
Satz als Satz 4 eingefügt:

„Bei Einstellung im Anschluss an ein Dienstver-
hältnis bei demselben Dienstgeber werden die 
Mitarbeiter mit einschlägiger Berufserfahrung 
(horizontale Wiedereinstellung) der im vorher-
gehenden Dienstverhältnis erworbenen Stufe 
zugeordnet und die im vorhergehenden Dienst-
verhältnis erreichte Stufenlaufzeit wird fortge-
führt, soweit es zwischen den Dienstverhältnis-
sen zu keiner längeren als einer sechsmonatigen 
rechtlichen Unterbrechung gekommen ist.“

2. In § 13 Abs. 2 der Anlage 32 zu den AVR wird 
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folgender Satz als Satz 4 eingefügt:

„Bei Einstellung im Anschluss an ein Dienstver-
hältnis bei demselben Dienstgeber werden die 
Mitarbeiter mit einschlägiger Berufserfahrung 
(horizontale Wiedereinstellung) der im vorher-
gehenden Dienstverhältnis erworbenen Stufe 
zugeordnet und die im vorhergehenden Dienst-
verhältnis erreichte Stufenlaufzeit wird fortge-
führt, soweit es zwischen den Dienstverhältnis-
sen zu keiner längeren als einer sechsmonatigen 
rechtlichen Unterbrechung gekommen ist.“

III. § 11 Abs. 2 Anlage 33 zu den AVR werden wie folgt 
geändert:

1. In § 11 Abs. 2 Anlage 33 zu den AVR wird fol-
gender Satz als neuer Satz 5 eingefügt:

„Bei Einstellung im Anschluss an ein Dienstver-
hältnis bei demselben Dienstgeber werden die 
Mitarbeiter mit einschlägiger Berufserfahrung 
(horizontale Wiedereinstellung) der im vorher-
gehenden Dienstverhältnis erworbenen Stufe 
zugeordnet und die im vorhergehenden Dienst-
verhältnis erreichte Stufenlaufzeit wird fortge-
führt, soweit es zwischen den Dienstverhältnis-
sen zu keiner längeren als einer sechsmonatigen 
rechtlichen Unterbrechung gekommen ist.“

2. In § 11 Abs. 2 Anlage 33 zu den AVR wird der 
bisherige Satz 5 – wortgleich – zum neuen Ab-
satz 2a, werden die bisherigen Sätze 6, 7 und 8 
– wortgleich – zum neuen Absatz 3 mit den Sät-
zen 1 bis 3, wird der bisherige Absatz 3 – wort-
gleich – zum neuen Absatz 4.

3. Die bisherige „Anmerkung zu Abs. 2 Satz 5“ 
des § 11 Anlage 33 zu den AVR wird umbe-
nannt in „Anmerkung zu Absatz 2a“.

IV. Inkrafttreten

Die Änderungen treten rückwirkend zum 1. August 
2019 in Kraft.

B. Höhergruppierung in Anlage 31 und 32 zu den AVR

I. § 14 der Anlage 31 und § 14 der Anlage 32 zu den 
AVR werden wie folgt neu gefasst:

1. In § 14 der Anlage 31 zu den AVR wird Absatz 
4 Satz 1 wie folgt neu gefasst:

 „(4) Bei Eingruppierung in eine höhere Entgelt-
gruppe werden die Mitarbeiter der gleichen Stufe 
zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgelt-
gruppe erreicht haben, mindestens jedoch der 
Stufe 2. Fällt der Zeitpunkt der Stufensteigerung 
mit dem einer Höhergruppierung eines Mitarbei-
ters zusammen, so ist zunächst die Steigerung in 

der bisherigen Vergütungsgruppe vorzunehmen 
und danach die Höhergruppierung durchzufüh-
ren. Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgelt-
gruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppie-
rung. Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere 
Entgeltgruppe ist der Mitarbeiter der in der höhe-
ren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen. 
Der Mitarbeiter erhält vom Beginn des Monats 
an, in dem die Veränderung wirksam wird, das 
entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 
oder Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden 
Entgeltgruppe.“

2. In §14 der Anlage 32 zu den AVR wird Absatz 
4 Satz 1 wie folgt neu gefasst:

„(4) Bei Eingruppierung in eine höhere Entgelt-
gruppe werden die Mitarbeiter der gleichen Stufe 
zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgrup-
pe erreicht haben, mindestens jedoch der Stufe 2. 
Fällt der Zeitpunkt der Stufensteigerung mit dem 
einer Höhergruppierung eines Mitarbeiters zusam-
men, so ist zunächst die Steigerung in der bisheri-
gen Vergütungsgruppe vorzunehmen und danach 
die Höhergruppierung durchzuführen. Die Stufen-
laufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt mit 
dem Tag der Höhergruppierung. Bei einer Eingrup-
pierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist der 
Mitarbeiter der in der höheren Entgeltgruppe er-
reichten Stufe zuzuordnen. Der Mitarbeiter erhält 
vom Beginn des Monats an, in dem die Verände-
rung wirksam wird, das entsprechende Tabelle-
nentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten 
Stufe der betreffenden Entgeltgruppe.“

II. Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. November 2019 in 
Kraft.

C. Korrektur des Beschlusses der BK vom 15.03.2018 
zur Übertragung der Regelungskompetenz für die Hei-
lerziehungspflegeausbildung auf die Regionalkommis-
sion Baden-Württemberg 

1. Ziffer 1 des Beschlusses zur Übertragung der 
Regelungskompetenz auf die Regionalkommis-
sion Baden-Württemberg vom 15.03.2018 wird 
folgendermaßen neu gefasst: „Gemäß § 13 Abs. 
6 S. 1 Alt. 2 AK-Ordnung wird an die Regional-
kommission Baden-Württemberg die Rege-
lungszuständigkeit zur Regelung der Ausbil-
dungsverhältnisse für Schülerinnen und Schüler 
der Fachrichtung Heilerziehungspflege dahin-
gehend übertragen, dass die Regionalkommissi-
on Baden-Württemberg Regelungen für Schüle-
rinnen und Schüler in der 
Heilerziehungspflegeausbildung beschließen 
kann, die bei einem Ausbildungsträger im Zu-
ständigkeitsbereich der Regionalkommission 
Baden-Württemberg ihre praktische Ausbil-
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dung absolvieren.“

2. Dieser Beschluss tritt zum 01.04.2018 in Kraft.

Artikel II
Inkraftsetzung

Gemäß § 21 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission in Verbindung mit den Richtlinien für die In-
kraftsetzung der Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes e. V. 
durch die Diözesanbischöfe, werden hiermit die in dem 
vorstehenden Artikel I genannten Beschlüsse der Bun-
deskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes e. V. vom 10.10.2019 für 
die Diözese Fulda in Kraft gesetzt. 

Fulda, 19. Dezember 2019

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

Nr. 7 Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Mitte der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverban-
des e. V. vom 29. August 2019

Artikel I
Beschluss

Die Regionalkommission Mitte hat gemäß § 10 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission den nachste-
henden Beschluss gefasst:

I. Festlegung von Werten im Abschnitt B II Anlage 7 
zu den AVR sowie im neuen Abschnitt G Anlage 7 
zu den AVR

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission vom 4. Juli 2019 zu Ände-
rungen im Abschnitt B II Anlage 7 zu den AVR so-
wie zur Einführung eines neuen Abschnittes G 
Anlage 7 zu den AVR wird hinsichtlich aller dort 
beschlossenen mittleren Werte zu denselben Zeit-
punkten als neue Werte für den Bereich der Regio-
nalkommission Mitte festgesetzt werden.

II. Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt zum 01. Januar 2019 in Kraft. 

Artikel II

Inkraftsetzung

Gemäß § 21 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes e. V. (Kirchli-
ches Amtsblatt 2015, Nr. 159) wird hiermit der vorste-
hende Beschluss der Regionalkommission Mitte vom 
29. August 2019 für die Diözese Fulda in Kraft gesetzt. 

Fulda, 19. Dezember 2019

Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

Nr. 8 Amtshandlungen im Jahr 2019

Bischöfliche Amtshandlungen im Jahre 2019 im Bi-
schöflichen Priesterseminar Fulda

A. Beauftragung zum Lektoren- und Akolythendienst, 
Aufnahme unter die Kandidaten für Diakonat und 
Presbyterat, Diakonenweihe und Priesterweihe

I. Durch den H. Herrn Bischof Dr. Michael Gerber:

Diakonenweihe
am Samstag, dem 11. Mai 2019 um 10.00 Uhr im Rah-
men einer Eucharistiefeier im Hohen Dom 

Scheffler, Kai, St. Michael, Michelsrombach

Aufnahme unter die Kandidaten für Diakonat und 
Presbyterat
am Sonntag, dem 20. Oktober 2019 um 17.00 Uhr im 
Rahmen einer Eucharistiefeier in der Bonifatiusgruft:

Priesteramtskandidaten:
Schöppner, Philipp, St. Laurentius, Giesel
Wende, Johannes, St. Petrus, Bronnzell

II. Durch den H. Herrn Weihbischof Prof. Dr. Karl-
heinz Diez

Beauftragung mit dem Lektoren- und Akolythendienst
am Sonntag, dem 15. Dezember um 10.00 Uhr im 
Rahmen einer Eucharistiefeier in der Pfarrkirche 
Herz Jesu in Gudensberg.

Priesteramtskandidaten:
Lektoren und Akolythendienst:
Duma, Marian Branko, Hl. Matthäus, Reschitz
(Bistum Temeswar/Rumänien)
Schier, Daniel, St. Peter und Paul, Bad Soden-Salmünster
Szumski, Andreas, Herz Jesu, Gudensberg
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Virag, Ovidiu, Tchakowa, Ciacova 
(Bistum Temeswar/Rumänien)

 Akolythendienst:
Kasongo-Inabanza, Jacques, St. Peter, Bukama (Bis-
tum Kamina/Demokratische Republik Kongo)
Krawietz, Marcel, Erlöser der Welt, Bruchköbel

 Kandidaten für den Ständigen Diakonat:
 Lektoren- und Akolythendienst:

Näder, Stephan, St. Georg, Poppenhausen
Schmerbauch, Roland, St. Georg und Juliana,
Küllstedt (Bistum Erfurt)

Lektorendienst:
Witzel, Kai, St. Bonifatius, Fulda.

B. Spendung des Firmsakramentes 2019
(Bei den angegebenen Firmterminen sind manchmal 
auch Firmlinge aus nicht genannten Pfarreien erfasst)

I. Durch Bischof Dr. Michael Gerber

Datum Ort Firmlinge

19.10.2019 Haimbach, St. Markus mit 
Oberrode, St. Hubertus

30

20.10.2019 Neuenberg, St. Andreas mit 
Maberzell, Hl. Kreuz

24

27.10.2019 Eckweisbach, St. Michael 24

10.11.2019 Volkmarsen, St. Marien 32

23.11.2019 Fulda, Michaelskirche 4

24.11.2019 Wüstensachsen, St. Michael 18

II. Durch Weihbischof Prof. Dr. Karlheinz Diez

Datum Ort Firmlinge

12.05.2019 Kroatische kath. Mission in 
Kassel

31

08.06.2019 Kirchhain, St. Elisabeth mit 
Anzefahr, St. Michael

31

09.06.2019 Amöneburg, St. Johannes 
der Täufer mit Roßdorf, Ma-
riä Geburt und Mardorf, St. 
Hubertus

50

10.06.2019 Bauerbach, St. Cyriakus mit 
Schröck, St. Michael und St. 
Elisabeth

33

19.10.2019 Ulmbach, Heilige Dreifaltig-
keit

25

20.10.2019 Steinau, Heilige Dreifaltig-
keit

13

27.10.2019 Romsthal, St. Franziskus 29

09.11.2019 Poppenhausen, St. Georg 44

10.11.2019 Bad Soden-Salmünster, St. 
Peter und Paul

40

16.11.2019 Gersfeld, Mariä Himmel-
fahrt

13

17.11.2019 Weyhers, St. Bonifatius mit 
Dietershausen, St. Bartho-
lomäus und Ried, St. Kilian

51

24.11.2019 Flieden, St. Goar mit 
Rückers, Mariä Himmelfahrt

48

III. Durch Bischof em. Heinz Josef Algermissen

Datum Ort Firmlinge

09.11.2019 Neuhof, St. Michael mit 
Rommerz, Mariä Himmel-
fahrt

46

09.11.2019 Mittelkalbach, St. Sebastian 
mit Uttrichshausen, St. Boni-
fatius, Veitsteinbach, St. Vi-
tus und Niederkalbach, St. 
Laurentius

60

16.11.2019 Bad Orb, St. Martin 43

16.11.2019 Oberndorf/Jossgrund, St. 
Martin mit Mernes, St. Peter

34

17.11.2019 Fulda-Johannesberg, St. Jo-
hannes

25

23.11.2019 Fulda-Edelzell, Christkönig 37

24.11.2019 Fulda-Bronnzell, St. Petrus 17

IV. Durch Generalvikar Prof. Dr. Gerhard Stanke

Datum Ort Firmlinge

10.06.2019 Mackenzell, St. Johannes der 
Täufer

33

14.06.2019 Burghaun, Mariae Himmel-
fahrt

29

16.06.2019 Michelsrombach, St. Michael 19

21.06.2019 Hofaschenbach, St. Peter und 
Paul

50

22.06.2019 Hünfeld, St. Ulrich mit 
Hünfeld, St. Jakobus

49

15.09.2019 Rotenburg a. d. Fulda, St. 
Franziskus

29

21.09.2019 Bad Hersfeld, St. Bonifatius 26

22.09.2019 Bad Hersfeld, St. Lullus 12

18.10.2019 Vellmar, Hl. Geist 22

19.10.2019 Fuldatal-Ihringshausen, Hei-
lig Kreuz

19

20.10.2019 Immenhausen, St. Cle-
mens-Maria

16
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16.11.2019 Lahrbach, St. Johannes der 
Täufer mit Simmershausen

15

17.11.2019 Batten, St. Johannes der Täu-
fer mit Hilders, St. Bartho-
lomäus und Wickers, St. Jo-
sef

24

23.11.2019 Reulbach, St. Jakobus der Äl-
tere

15

01.12.2019 Schmalnau, St. Martin mit 
Thalau, St. Jakobus

44

V. Durch Domdechant Prälat Prof. Dr. Werner Kathrein

Datum Ort Firmlinge

09.11.2019 Bad Emstal-Merxhausen, St. 
Elisabeth (Naumburg)

14

10.11.2019 Zierenberg, Zum hl. Kreuz 
mit Wolfhagen, St. Maria

18

16.11.2019 Kassel, St. Theresia (Kassel, 
St. Nikolaus von Flüe)

21

17.11.2019 Baunatal, Christus Erlöser 41

23.11.2019 Kassel, Maria Königin des 
Friedens

22

24.11.2019 Kassel, St. Michael mit 
Kassel, Herz Mariae

27

01.12.2019 Hofgeismar, St. Peter mit 
Bad Karlshafen, St. Michael

25

VI. Durch Domkapitular Offizial Prälat Prof. Dr. Lothar 
Wächter

Datum Ort Firmlinge

14.09.2019 Petersberg-Steinau, St. 
Bartholomäus und Jakobus 
mit Steinhaus-Steinau, St. Ni-
kolaus und Valentin

35

VII. Durch Domkapitular Prälat Christof Steinert

Datum Ort Firmlinge

16.06.2019 Bachrain, Maria Hilf 24

19.10.2019 Herolz, St. Jakobus mit 
Sannerz, Mariae Himmel-
fahrt

28

10.11.2019 Kassel, St. Familia 26

17.11.2019 Kassel, St. Elisabeth 25

VII. Durch Ordinariatsrat Thomas Renze

Datum Ort Firmlinge

22.09.2019 Künzell, St. Antonius von 
Padua

25

27.10.2019 Stadtallendorf, St. Michael 
mit Emsdorf, Maria Himmel-
fahrt

51

03.11.2019 Fritzlar, St. Peter 45

16.11.2019 Wächtersbach, Mariä Him-
melfahrt mit Birstein, Mariä 
Heimsuchung

30

16.11.2019 Wirtheim, St. Peter und Paul 14

17.11.2019 Biebergemünd-Kassel, St. 
Johannes Nepomuk

18

23.11.2019 Bieber, Mariae Geburt 27

24.11.2019 Borken, Christkönig mit 
Homberg, Christus Epheta

18

30.11.2019 Gensungen, Mariae Namen 8

30.11.2019 Gudensberg, Herz Jesu 28

01.12.2019 Melsungen, Mariae Himmel-
fahrt

26

VIII. Durch Rektor Prof. Dr. Christoph Gregor Müller 

Datum Ort Firmlinge

08.06.2019 Schwalmstadt-Neukirchen, 
St. Josef mit Schwalm-
stadt-Neuental, Hl. Geist

29

26.10.2019 Kaufungen, St. Heinrich 27

09.11.2019 Kassel, St. Andreas 25

09.11.2019 Lohfelden, St. Johannes Bos-
co

27

16.11.2019 Kassel, St. Andreas mit 
Kassel, St. Kunigundis

16

17.11.2019 Rothemann, St. Barbara mit 
Hattenhof, St. Kosmas und 
St. Damian und Büchenberg, 
St. Jakobus

83

23.11.2019 Eichenzell, St. Peter und 
Paul

34

24.11.2019 Lütter, Heilig Kreuz 11

Nr. 9 Verbot der Vermischung von Asche und 
Wasser bei Austeilung des Aschenkreuzes

Verschiedentlich kam es bei Gottesdienstteilnehmern 
nach dem Auftragen des Aschenkreuzes in Aschermitt-
wochsgottesdiensten zu teilweise schweren Verätzun-
gen. Untersuchungen kamen zum Ergebnis, dass der 
Kontakt einer Mischung aus Asche und Wasser mit 
menschlicher Haut erhebliche gesundheitsgefährdende 
Folgen haben kann.
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Bei der Vorbereitung und Verwendung der Asche ist da-
her – unbeschadet der Vorgaben des Ritus – darauf zu 
achten, dass eine alkalische Reaktion durch die Vermi-
schung mit Wasser ausgeschlossen ist. Die Verwendung 
einer derartigen Mischung wird ausdrücklich untersagt.

Nr. 10 Finanzielle Beihilfen für die Kirchenmusi-
kalische Arbeit

Um den Chören und Instrumentalist/innen in der Diö-
zese Fulda die Ausübung Ihrer kirchenmusikalischen 
Tätigkeit in der Gemeinde zu erleichtern, hat das Bis-
tum eine Regelung zur Bezuschussung der Probenar-
beit, der musikalischen Gestaltung von Gottesdiensten 
sowie von geistlichen Konzerten formuliert. Gefördert 
werden die Anschaffung von Noten, das Singen geistli-
cher Musik in Gottesdienst und Konzert und die Durch-
führung von Fortbildungen.

Da sich diese Regelung in den vergangenen Jahren be-
währt hat, gilt sie entsprechend auch für das Jahr 2020.

Antragsformulare sind im Bischöflichen Kirchenmusik-
institut, Paulustor 5, 36037 Fulda, Tel. 0661 87-268, 
E-Mail: kirchenmusik@bistum-fulda.de oder auf der 
Homepage des Kirchenmusikinstituts www.kirchenmu-
sik.bistum-fulda.de erhältlich.

Die Antragsfrist endet am 31. März 2020. Anträge kön-
nen nur mit den aktuellen Formularen gestellt werden.

Die Richtlinien im einzelnen:

A) Zuschuss zur Anschaffung von Noten

1) Kirchenchöre und Instrumentalkreise im 
Bistum Fulda sowie Chöre, die die Aufgaben 
eines Kirchenchores wahrnehmen, erhalten 
eine Unterstützung zur Anschaffung von 
Noten.

2) Beihilfefähig ist nur das Notenmaterial für 
Musik, die sich zur Aufführung in der Kirche 
eignet.

3) Beihilfefähig ist nur gedrucktes und ver-
lagsediertes Notenmaterial.

4) Die Beihilfe wird für die einzelnen Chöre 
und Instrumentalkreise nicht mehrmals ge-
währt.

5) Beihilfefähig ist die Auflagenhöhe, die der 
Mitgliederzahl der betreffenden Gruppe ent-
spricht.

6) Voraussetzung für die Bewilligung ist, dass 
der Chor/ der Instrumentalkreis sich aktiv 
an der kirchenmusikalischen Arbeit im Bis-
tum (Dekanat, Region) beteiligt und der Re-
gionalkantor die Förderungswürdigkeit be-
stätigt.

7) Der Antrag wird von der Kirchengemeinde 
gestellt. Er ist für jeden Chor und Instrumen-
talkreis gesondert unter Verwendung eines 

Formblattes in doppelter Ausfertigung beim 
Kirchenmusikinstitut einzureichen. Die An-
tragsfrist endet am 31. März 2020.

8) Der Bewilligungsbescheid erfolgt durch 
Rücksendung eines der beiden Antragsbö-
gen.

9) Die Überweisung der Beihilfe erfolgt nach 
Vorlage quittierter Rechnungen auf das Kon-
to der Kirchengemeinde.

10) Es werden nur Rechnungen anerkannt, die 
auf die Kirchengemeinde oder auf den Chor 
bzw. Instrumentalkreis ausgestellt sind, im 
Jahr 2020 erstellt wurden und beim Kirchen-
musikinstitut spätestens am 31. Oktober 
2020 vorliegen.

11) Sollten die tatsächlichen beihilfefähigen 
Ausgaben niedriger sein als im Antrag ange-
geben, verringert sich die Beihilfe entspre-
chend. Eine nachträgliche Erhöhung der Bei-
hilfe ist ausgeschlossen.

12) Auf die Beihilfe besteht kein Anspruch.

B) Zuschuss zur Aufführung geistlicher Musik

1) Kirchenchöre im Bistum Fulda, Chöre, die 
die Aufgaben eines Kirchenchores wahrneh-
men sowie nebenberufliche Kirchenmusiker/
innen erhalten eine Unterstützung zur Auf-
führung kirchenmusikalischer Werke im 
Gottesdienst oder Konzert.

2) Diese Unterstützung geschieht in Form einer 
finanziellen Beihilfe zu den notwendigen 
Ausgaben für Gesangssolisten und Instru-
mentalisten. Personalkosten sind nicht bei-
hilfefähig.

3) Die Beihilfe wird den einzelnen Gemeinden 
nicht mehrmals bewilligt. Ein Anspruch auf 
die Gewährung besteht nicht.

4) Der Zuschuss kann max. bis zu 50% der bei-
hilfefähigen Kosten betragen. Dabei gelten 
für Instrumentalisten und Gesangssolisten 
jeweils Höchstsätze; Druck- und sonstige 
Nebenkosten sind nicht beihilfefähig. Kon-
zerteinnahmen durch Eintrittsgelder, Kol-
lekten oder Sponsorengelder werden ange-
rechnet.

5) Voraussetzung für die Bewilligung eines Zu-
schusses ist, dass Chor und Chorleiter/in 
bzw. Organist/in sich aktiv an der kirchen-
musikalischen Arbeit im Bistum (Region, 
Dekanat) beteiligen und der Regionalkantor 
die Förderungswürdigkeit bestätigt.

6) Der Antrag wird von der Kirchengemeinde 
gestellt. Er ist auf dem hierfür vorgesehenen 
Formblatt in doppelter Ausfertigung beim 
Kirchenmusikinstitut einzureichen. Für je-
den Termin ist ein gesonderter Antrag zu 
stellen. Die Antragsfrist endet am 31. März 
2020.

7) Der Bewilligungsbescheid erfolgt in den Mo-
naten April und Mai durch die Rücksendung 
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eines der beiden Antragsbögen.
8) Die Abrechnung ist mit einer genauen Auf-

stellung der Kosten unter Beifügung der er-
forderlichen Belege sowie des Programmab-
laufs spätestens drei Wochen nach dem 
Gottesdienst bzw. Konzert beim Kirchenmu-
sikinstitut einzureichen (am Ende eines Jah-
res unmittelbar nach dem Gottesdienst/ nach 
dem Konzert, 30. Dezember 2020).

9) Unvollständig und verspätet eintreffende 
Abrechnungen werden nicht berücksichtigt.

10) Sollten die tatsächlichen beihilfefähigen 
Ausgaben niedriger sein als im Antrag ange-
geben, verringert sich die Beihilfe entspre-
chend. Eine nachträgliche Erhöhung ist aus-
geschlossen. Die Beihilfe wird nach Vorlage 
der Abrechnung auf das Konto der Kirchen-
gemeinde überwiesen.

11) Die Kirchengemeinde hat die Musiker dar-
auf hinzuweisen, dass das Honorar unver-
steuert ist und der persönlichen Einkom-
mensteuerpflicht unterliegt.

C) Zuschuss zur Durchführung von Fortbildungs-
veranstaltungen

1) Kirchenchöre im Bistum Fulda sowie Chöre, 
die die Aufgaben eines Kirchenchores wahr-
nehmen, erhalten eine Unterstützung zur 
Durchführung von Veranstaltungen, die der 
fachlichen und religiösen Fortbildung von 
Sängern und Instrumentalisten dienen. Der 
Zuschuss kann jeder Gemeinde für vorg. 
Chöre und Instrumentalkreise nur einmal 
gegeben werden.

2) Beihilfefähig ist eine Fortbildungsveranstal-
tung, wenn sie sich über wenigstens zwei 
Tage erstreckt und von einem externen Refe-
renten (einer externen Referentin) geleitet 
wird bzw. in einem nicht gemeinde- oder 
choreigenen Haus stattfindet. Die Kosten 
hierfür sind durch Belege nachzuweisen.

3) Der Zuschuss beträgt je Teilnehmer/in für 
den ganzen Tag 4,- € und den halben Tag 2,- 
€, jedoch höchstens 20,- €. Er wird nur akti-
ven Mitgliedern des betreffenden Chores 
bzw. Instrumentalkreises gewährt sowie dem 
Leiter/ der Leiterin, den Mitarbeiter/innen 
und Betreuer/innen. Bis zu 15 TN wird 1 Lei-
ter/in anerkannt, bei gemischten Gruppen 
von Kindern und Jugendlichen zusätzlich 1 
Mitarbeiter/in oder Betreuer/in. Für 16 – 30 
TN werden 1 Leiter/in und 1 Mitarbeiter/in 
oder Betreuer/in anerkannt. Für 31 – 45 TN 
werden 1 Leiter/in und 2 Mitarbeiter/innen 
oder Betreuer/innen anerkannt usw. Als gan-
ze Tage gelten Tage, an denen auf die Fortbil-
dung – hierzu gehören Übungen, Vorträge 
und Arbeitsgemeinschaften, nicht jedoch 
Gottesdienste – wenigstens 5 Stunden ver-
wandt werden. Als halbe Tage gelten Tage 

mit einer Fortbildungszeit von 2 – 5 Stunden.
4) Voraussetzung für die Bewilligung eines Zu-

schusses ist, dass der Chor/ der Instrumen-
talkreis sich aktiv an der kirchenmusikali-
schen Arbeit im Bistum (Dekanat, Region) 
beteiligt und der Regionalkantor die Förde-
rungswürdigkeit bestätigt.

5) Der Beihilfeantrag wird von der Kirchenge-
meinde gestellt. Er ist unter Verwendung des 
hierfür vorgesehenen Formulars in doppelter 
Ausfertigung beim Kirchenmusikinstitut 
einzureichen. Die Antragsfrist endet am 31. 
März 2020.

6) Der Bewilligungsbescheid erfolgt durch 
Rücksendung eines der beiden Antragsbö-
gen.

7) Spätestens vier Wochen nach der Veranstal-
tung – bei Veranstaltungen im November 
und Dezember bis zum 30. Dezember 2020 
– ist der Bericht über den Verlauf der Studi-
en- bzw. Besinnungstage mit der Teilneh-
merliste und den erforderlichen Belegen an 
das Kirchenmusikinstitut zu senden. Die 
hierfür notwendigen Formulare werden mit 
dem Bewilligungsbescheid zugestellt.

8) Die endgültige Höhe der Beihilfe richtet sich 
nach der tatsächlichen Dauer der Veranstal-
tung, der für die Fortbildung aufgewendeten 
Zeit sowie nach der Zahl der beihilfefähigen 
Teilnehmer/innen und anderen Personen. 
Eine nachträgliche Anhebung der zugesag-
ten Beihilfe ist ausgeschlossen.

9) Die Überweisung erfolgt auf das Konto der 
Kirchengemeinde, nachdem der Bericht über 
den Verlauf sowie die Teilnehmerliste frist-
gerecht vollständig in oben beschriebener 
Form eingereicht worden sind.

10) Auf die Beihilfe besteht kein Anspruch.

Nr. 11 Einladung zu den Anbetungstagen vom 23. 
bis 25. Februar 2020 in Schönstatt

„Wie die Prophetin Hanna Talentscout für Göttliches 
im Menschen.“ Unter diesem Leitwort laden die schön-
stättischen Diözesanpriester-Gemeinschaften von 
Sonntagabend, 23. Februar bis Dienstagmittag, 25. Feb-
ruar 2020 Priester, Priesteramtskandidaten und Diako-
ne zu den Anbetungstagen vor Aschermittwoch mit 
Schönstatt-Pater Elmar Busse ein.

Tagungsort ist das Priester- und Gästehaus Marienau, 
Höhrer Straße 86, 56179 Vallendar-Schönstatt. Wer 
sich anmelden möchte, wende sich bitte direkt an das 
Priester- und Gästehaus, Telefon 0261-962620, Telefax 
0261-96262581, E-Mail: info@leben-an-der-quelle.de.
Weitere Ansprechpartner sind Pfarrer Hans Doncks, 
Heimbach, Pfarrer Gerold Reinbott, Mainz-Lauben-
heim und Pfarrer Christoph Scholten, Kranenburg.
Beginn ist am Karnevalssonntag um 18.00 Uhr mit dem 
Abendessen und einem ersten Referat, an Rosenmontag 
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folgen die Hl. Messe, zwei weiters Referate, Zeiten der 
Stille, Beichtgelegenheit und um 20.00 Uhr die Nachtan-
betung, die am Fastnachtsdienstag beendet wird. Nach 
der Hl. Messe, einer abschließenden Gesprächsrunde 
und einem Besuch am Grab von Pater Josef Kentenich 
enden die Anbetungstage mit dem Mittagessen am Fast-
nachtsdienstag.

Nr. 12 Priesterexerzitien in Benediktinerabtei 
Weltenburg

Thema: „Ich suche dich, Du Unbegreiflicher“ –
 Die Rede von Gott als Zentrum christlicher 

Verkündigung  
  Schweigeexerzitien für Priester und Diakone

Termin: 09.03. – 13.03.2020
 (Beginn: 17:30 Uhr, Ende: ca. 9:00 Uhr)

Leitung: Prof. Dr. Ludwig Mödl, München

Thema: „Die blockierte Reform und die geistlichen 
 Ämter“   
  Schweigeexerzitien für Priester und Diakone

Termin: 05.10. – 09.10.2020
 (Beginn: 17:30 Uhr, Ende: ca. 9:00 Uhr)

Leitung: Prof. Dr. Ludwig Mödl, München

Thema: „Mit wem gehst Du – Wohin du gehst, dahin 
gehe auch ich…“ (Rut 1,16 Synodales Gehen 
– gemeinsames Unterwegssein von Laien 
und Priestern – eine echte Chance zur Ver-
tiefung des Priesterseins heute.“

  Schweigeexerzitien für Priester und Diakone

Termin: 16.11 – 21.11.2020 
 (Beginn: 17:30 Uhr, Ende: ca. 9:00 Uhr)

Leitung: Dr. Wilfried Hagemann, Augsburg - Münster

Ort/Anmeldung Weltenburger Klosterbetriebe GmbH
  Haus St. Georg
  93309 Kelheim-Weltenburg
  Tel.: 09441 – 6757-500 
  Fax: 09441 – 6757-537

Nr. 13 Weltgebetstag der Frauen am 06. März 2020
 „Steh auf und geh!“

Unter dem Leitwort „Steh auf und geh!“ wurde der 
Weltgebetstag in diesem Jahr von Frauen aus Simbabwe 
vorbereitet. Am ersten Freitag im März wird dieser 
Gottesdienst in mehr als 120 Ländern durch verschie-

dene Zeitzonen rund um den Globus insgesamt 24 Stun-
den gefeiert.

Simbabwe ist stolz auf seine Wurzeln in der Hochkultur 
der Shona. Sein Name – übersetzt „Haus aus Stein“ – 
weist darauf hin. Die WGT-Frauen Simbabwes erzählen 
von einem Menschen, der 38 Jahre lang auf eine illuso-
rische Rettung gestarrt hat – und dem Jesus jetzt schlicht 
zuruft: „Steh auf, nimm deine Matte, und geh los!“ (Joh 
5, 2-9)

Weitere Informationen wie auch die Gebetsordnung 
und andere Materialien sind zu beziehen über:
MVG Medienproduktion
Postfach 10 15 45
52015 Aachen
Tel.: 0241-47 986-300
Fax: 0241-47 986-745
Mail: bestellung@eine-welt-shop.de
www.eine-welt-shop.de

Bitte überweisen Sie die Kollekte mit dem Vermerk 
„WGT 2020 – Kollekte“, PLZ und Ort auf folgendes 
Konto:
Weltgebetstag der Frauen – Deutsches Komitee e. V.
Evangelische Bank EG, Kassel
IBAN: DE60 5206 0410 0004 0045 40
BIC: GENODEF1EK1

Bischöfliches Generalvikariat
Referat Frauenseelsorge, Paulustor 5, 36037 Fulda

Nr. 14 Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteil-
nehmer am 8. März 2020

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz 
(vgl. Vollversammlung vom 24. 27.02.1969, Prot. Nr. 
18, und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) wer-
den für die Zwecke der kirchlichen Statistik der Bistü-
mer in der Bundesrepublik Deutschland die Gottes-
dienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt. Die erste 
Zählung findet am zweiten Sonntag in der Fastenzeit (8. 
März 2020) statt. Zu zählen sind alle Personen, die an 
den sonntäglichen Hl. Messen (einschl. Vorabendmesse) 
teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die Besucher der 
Wort- oder Kommuniongottesdienste, die anstelle einer 
Eucharistiefeier gehalten werden. Zu den Gottesdienst-
teilnehmern zählen auch die Angehörigen anderer Pfar-
reien (z.B. Wallfahrer, Seminarteilnehmer, Touristen 
und Besuchsreisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den 
Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr 
2020 unter der Rubrik „Gottesdiensteilnehmer am 
zweiten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) einzutra-
gen. 
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Nr. 15 Schriftenversand

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz in 
Bonn beabsichtigt, in Kürze folgende Broschüre heraus-
zugeben:

Arbeitshilfen

Nr. 310 Das Kirchenjahr in der Tradition des Ostens 
und des Westens

Die Gemeinsam Kommission der Deutschen Bischofs-
konferenz und der Orthodoxen Bischofskonferenz in 
Deutschland hat über einen Zeitraum von zehn Jahren 
vier Dokumente über das Kirchenjahr in der Tradition 
des Ostens und des Westens erarbeitet. Sie befassen sich 
mit der Feier des Sonntags, dem Oster- und Weihnachts-
festkreis, mit weiteren Herrenfesten sowie solchen Fes-
ten, bei denen der Gottesmutter Maria und der Heiligen 
oder anderer wichtiger Aspekte des christlichen Glau-
bens gedacht wird. Die bislang als Einzelbroschüren zu 
den verschieden Themen veröffentlichten Texte werden 
nun als Gesamtausgabe in der Reihe der Arbeitshilfen 
vorgelegt.

Die Texte wollen das Kirchenjahr für katholische und 
orthodoxe Gemeinden in ihre Gläubigen sowie darüber 
hinaus für die interessierte Öffentlichkeit erschließen. 
Sie lassen  die tiefe Verbundenheit in Theologie und 
Frömmigkeit zwischen Ost und West erkennen. So kön-
nen sie dazu beitragen, einander besser kennenzuler-
nen und das Verständnis füreinander zu stärken.
Diese Broschüre kann bestellt werden bei 

 Deutschen Bischofskonferenz
 Zentrale Dienste/Organisation
 Kaiserstr. 161
 53113 Bonn
 Telefon: (02 28) 10 3 - 2 05
 Telefax: (02 28) 10 3 – 3 30
 E-Mail: broschueren@dbk.de

 oder als PDF-Version unter

 www.dbk.de

Nr. 16 Kirchliches Amtsblatt – Inhaltsverzeichnis 
2019

Es wird darauf hingewiesen, dass der 134. Jahrgang 
2019 des Kirchlichen Amtsblattes mit Stück XV vom 
12. Dezember 2019 mit der Seite 158 abschließt. Das 
Inhaltsverzeichnis mit dem alphabetischen Sach- und 
Personenverzeichnis ist der vorliegenden Ausgabe bei-
gefügt.

Nr. 17  Personalien

– Geistliche –

Ernennungen

E m e j u l u ,  Dr. Ifeanyi, Pfarrer, Windecken, zum 
Moderator des Pastoralverbundes St. Bonifatius Bruch-
köbel-Niddertal: 01.01.2020

F r ö b a ,  Dietrich, Diakon, Kassel, zum Sprecher des 
Diakonenkreises Kassel: 10.01.2020

G ü n t h e r ,  Markus C., Pfarrer, Gelnhausen, zum 
Moderator des Pastoralverbundes St. Raphael Kinzig-
tal: 01.01.2020

N e n t w i c h ,  Klaus, Pfarrer, St. Peter und Paul in 
Marburg, für weitere fünf Jahre zum Moderator des 
Pastoralverbundes St. Elisabeth von Thüringen Mar-
burg: 15.10.2019

S t a n k e ,  Prof. Dr. Gerhard, Prälat, Domkapitular, 
zum Mitglied des Priesterrates: 02.01.2020

V i e r t e l h a u s e n ,  André, Pfarrer, Kalbach, zum 
Pfarrer der Pfarrei St. Kilian in Kalbach: 01.01.2020

Beauftragungen

J a u c h ,  Robert, OFM, zum mitarbeitenden Priester im 
Pastoralverbund St. Martin im Spessart in der Pfarrei 
St. Martin Oberndorf und der Pfarrkuratie St. Peter 
Mernes. Dienstort: Jossgrund-Burgjoss: 15.02.2020 – 
14.02.2021

K ü h n e ,  Andreas SDB, Sannerz, bis auf weiteres zum 
mitarbeitenden Priester im Pastoralverbund Hl. Kreuz 
Salmünster-Kinziggrund: 20.01.2020

M ü l l e r ,  Dr. Michael, Pfarrer, Bad Soden-Salmünster, 
zusätzlich zum Amt als Pfarrer der Pfarrei St. Peter und 
Paul Salmünster für die Zeit der Vakanz zum Adminis-
trator der Pfarrei St. Franziskus Romsthal: 20.01.2020

P r ä h l e r ,  Patrick, Kaplan, Maria Namen in Hanau, 
unter Beibehaltung der Mitarbeit in Maria Namen in 
Hanau und St. Josef in Hanau mit der Administration 
der Pfarrei Heilig Geist in Hanau: 01.02.2020

Promotion

K ä m p f ,  Jürgen, Pastor, Schleid, von der Universität 
Hildesheim zum Doktor der Philosophie: 20.08.2019

Entpflichtungen

G e r s t e l ,  Martin, Diakon, Kassel, als Sprecher des 
Diakonenkreises Kassel: 09.01.2020

J ü n e m a n n ,  Heribert, GR, Pfarrer, Erlöser der Welt 
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in Bruchköbel, als Moderator des Pastoralverbundes St. 
Bonifatius Bruchköbel-Niddertal: 31.12.2019
K l e i n ,  Karl-Peter, GR, Pfarrer, Altenhaßlau, als Mo-
derator des Pastoralverbundes St. Raphael Kinzigtal: 
31.12.2019

S t e i n e r t ,  Christof, Prälat, Domkapitular, Fulda, als 
Abteilungsleiter der Abteilung Pastorales Personal (Lei-
tung der Referate 21 Geistliche und 22 Laien im Pasto-
ralen Dienst) unter Beibehaltung der Zuständigkeit für 
das Sachgebiet 2110 Priester: 01.01.2020

S t e i n e r t ,  Christof, Prälat, Domkapitular, Fulda, als 
Bischöflicher Beauftragte für die Organisation und 
Durchführung der 2. Stufe der 2. Bildungsphase der 
Priesterausbildung (Ausbildungsleiter für die Fortbil-
dung der Kapläne im Bistum Fulda): 01.01.2020

Beurlaubung

K o t h e ,  Martin, Pfarrer, Romsthal, als Pfarrer der 
Pfarrei St. Franziskus Romsthal: 17.01.2020

Versetzungen in den Ruhestand

B o r t a ,  Peter, Pfarrer, Hünfeld: 01.08.2020

D a u n e r ,  Friedhelm, Geistlicher Rat, Pfarrer, Gers-
feld: 31.07.2020

– Hauptamtliche Laien im Pastoralen Dienst –

Einstellung

E h l e r s ,  Hanna, als Pastoralassistentin im Pastoral-
verbund Kirche am Fluss St. Christophorus. Dienstort: 
St. Jakobus in Großauheim: 01.02.2020

Beauftragung

T a s c h n e r – R e i t h , Rosemarie, als Bischöfliche 
Beauftragte für die Organisation und Durchführung 
der 2. Stufe der 2. Bildungsphase der Priesterausbil-
dung (Ausbildungsleiterin für die Fortbildung der Ka-
pläne im Bistum Fulda). Dienstsitz: Bischöfliches Gene-
ralvikariat Fulda: 01.01.2020

Versetzung

H i r s c h , Björn, Pastoralreferent, als Pastoralreferent 
in das Dekanat Rhön. Dienstort: Eckweisbach: 
07.01.2020

Bestellung

H e n n i n g ,  Marcus, Fulda, zum kommissarischen 
stellvertretenden Leiter der Abteilung Pastorales Perso-
nal: 01.12.2019

Entpflichtung

H e n n i n g ,  Marcus, Fulda, als Ausbildungsleitung für 
die Laien im pastoralen Dienst: 01.01.2020

– Laien –

Bestellung

S c h n a r r ,  Jörg, Ltd. Personaldirektor, Fulda, zusätz-
lich zu den Aufgaben als Leiter der Personalabteilung 
zum kommissarischen Leiter der Abteilung Pastorales 
Personal: 01.01.2020

– Anschriftenänderungen bei Pfarrbüros –

Pfarramt Zum Hl. Kreuz, Maberzell, p. A. Saturnstr. 9, 
36041 Fulda

Pfarramt St. Nikolaus, Geismar/Rh., p. A. Schleider 
Hauptstr. 16, 36419 Schleid, Tel.: 036967 – 596795.

Pfarramt Heiligste Dreifaltigkeit, Kranlucken, p. A. 
Schleider Hauptstr. 16, 36419 Schleid, Tel.: 036967 – 
596795.

Pfarramt St. Cyriakus, Spahl, p. A. Schleider Hauptstr. 
16, 36419 Schleid, Tel.: 036967 – 596795.

Pfarramt Hl. Geist, Wahlsburg, Vogtei 14, 34399 We-
sertal, Tel.: 05572 - 1430
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